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Hervorgegangen aus dem 
Angehörigen Info. Das 
Angehörigen Info entstand im 
Hungerstreik der politischen 
Gefangenen 1989. 


129-Prozess gegen Axel, Oli und Florian in Berlin 


Am 25. September beginnt vor dem Berli- 
ner Kammergericht (OLG) ein Staats- 
schutzprozess gegen die Genossen Axel, 
Florian und Oliver. Der Vorwurf lautet: Mit- 
gliedschaft in einer kriminellen Vereini- 
gung, konkret: militante gruppe (mg), und 
versuchte Brandstiftung, konkret: sie hät- 
ten Bundeswehrfahrzeuge auf dem Gelän- 
de der MAN AG in Brandenburg/Havel an- 
gezündet. 


$129 - der kurze Weg zur 
Kriminalität 

Mit dem $129-Vorwurf der Mitgliedschaft in 
einer kriminellen Vereinigung waren in den 
letzten Jahrzehnten schon viele politische 
Aktivist/innen konfrontiert. In den 1970er 
Jahren wurde die Pilotenvereinigung Cock- 
pit auf Grundlage des 8129 überwacht und 
abgehört, weil sie einen Streik organisierte. 
Und in Hamburg erklärten die Behörden kur- 
zerhand 150 Hausbesetzer/innen zur krimi- 
nellen Vereinigung, einige landeten im Knast. 
Auch Ulrike Meinhof ist nach $129 verurteilt 


Zum Tod von 
Christian Geissler 


Ron Augustin 
‚Ich vermochte nur wenig. Aber 
die Herrschenden saßen ohne mich 
sicherer, das hoffte ich.‘ 
Bertolt Brecht 


Am 26.8. ist der Schriftsteller Christian 
Geissler gestorben, 79 Jahre alt. In literari- 
schen Kreisen vom PEN-Club bis zum 
Goethe-Institut eher als Nestbeschmutzer 
betrachtet, hat erin seinem mehr als 40 Jah- 
re umfassenden Werk einen ganz neuen 
Sprachgebrauch entwickelt: kompakt, en- 
gagiert, verbindlich. Sein 1976 veröffent- 
lichtes ‚Wird Zeit, dass wir leben‘ ist noch 
immer eins meiner Lieblingsbücher. Er gibt 
darin ein ausgezeichnetes Bild vom Tages- 
ablauf einer kämpfenden Gruppe und vom 
Leben in der Illegalität. Es ist auf Berichten 
aus dem Widerstand gegen die Nazis ba- 
siert und auf seinen Eindrücken, die er An- 
fang der 70er Jahre in der Zusammenarbeit 
mit der RAF gesammelt hat. ‚Der Geissler‘ 


worden. Mitte der 1980er Jahre wurden rund 
2000 atomkraftkritische Bürger/innen des 
Landkreis Lüchow-Dannenberg wegen Ver- 
dachts der Mitgliedschaft in einer kriminel- 
len Vereinigung in einer Datenbank erfasst. 
In den 1990er Jahren traf es autonome An- 
tifaschist/innen aus Göttingen und Passau 
sowie das klandestine Zeitungsprojekt radi- 
kal. Axel, Florian und Oliver befinden sich 
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war ein solidarischer Mensch, und Solida- 
rität war für ihn konkret. Er hat sich dann 
auch schnell für den Schutz der Gefange- 
nen eingesetzt und das Hamburger Komi- 
tee gegen Folter an politischen Gefangenen 
mitbegründet. Mehr als 20 Jahre hat er uns, 
Gefangene aus der RAF, im Knast besucht 
und sich an unseren Diskussionen beteiligt. 
Als Kommunist und Teil von ‚uns‘, wie er 
sagte. Das Verhältnis war nicht immer ein- 
fach, weil das auch nur schwierig zusam- 
menzubringen ist: Legaler und Illegale, der 
individuelle Schriftsteller und das Gefan- 
genenkollektiv, Kampf auf der Ebene der 
Sprache und Kampf aus der Knastsituation. 


also in illustrer Gesellschaft, wenn Ende Sep- 

tember der Prozess gegen sie eröffnet wird. 
Nach dem Beschluss des Bundesgerichts- 
hof vom Oktober 2007 werden sie nicht, wie 
die Bundesanwaltschaft das wollte, als Mit- 
glieder einer terroristischen Vereinigung 
nach 8129a, sondern wegen Mitgliedschaft 
in einer kriminellen Vereinigung angeklagt. 
Seite 3$> 


Eher mit Fragen als mit fertigen Antwor- 
ten, aber auch mit seinem typischen, 
beißenden Humor, hat er sich als Laus im 
Pelz verstanden und uns in politischen Aus- 
einandersetzungen kritisch die Stirn gebo- 
ten. Obwohl wir uns regelmäßig gestritten 
haben, haben wir viel von einander gelernt. 
Nicht wenig davon ist in seinen Büchern, 
Fragmenten und Gedichten dieser Jahre zu 
finden. Wenn diese noch mal ausgegraben 
werden, sitzen die Herrschenden hoffent- 
lich wieder weniger sicher. 


Ron Augustin, Niederländer, war seit 1971 
in der RAF organisiert. Ron wurde am 
23.07.1973 bei seiner Einreise in die Bun- 
desrepublik im Zug festgenommen. Verur- 
teilt wurde er (Prozess 1975 in Lüneburg) 
wegen Mitgliedschaft in der Roten-Armee- 
Fraktion u.a. Er wurde zu 6 Jahren Haft 
verurteilt. Des Weiteren erhielt er eine 6- 
monatige Beugehaft, die er wegen Aussa- 
geverweigerung im Prozess gegen Andreas 
Baader, Gudrun Ensslin, Ulrike Meinhof 
und Jan-Carl Raspe erhielt, plus weiterer 
Ordnungsstrafen aus seinem eigenen Pro- 
Zess. 

> 


Meine Begegnungen 
mit Christian Geissler 


Zum ersten Mal habe ich ihn bewusst wahr- 
genommen, als wir beide im Hamburger Ko- 
mitee gegen Folter tätig waren. 

In der gemeinsamen kurzen Zeit versuch- 
ten wir, Öffentlichkeit zu den Gefangenen aus 
der RAF herzustellen, um sie vor den staat- 
lichen Übergriffen zu schützen und sie so der 
Isolation wie z.B. dem Toten Trakt in Köln- 
Ossendorf zu entreißen, wo damals Gudrun 
Ensslin und Ulrike Meinhof eingemauert wa- 
ren. Letzteres gelang uns, aber die Aufhebung 
der Isolation aller nicht. Das war ein Ziel, was 
uns beide immer wieder zusammenführte. 

Mitte der der siebziger Jahre empfahlen mir 
GenossInnen, seine Bücher zu lesen, wie „Das 
Brot mit der Feile“ und „ Zeit, dass wir le- 
ben“. In diesen Büchern ging es um den Auf- 
bruch von 1967/1968 und um eine versuch- 
te Gefangenenbefreiung während des Natio- 
nalsozialismus. Beide Werke zeigten, dass Li- 
teratur immer eine Waffe gegen die herr- 
schende Unrecht ist. Nur so hat Kultur auch 
eine Funktion für ein neues Leben, was wir 
beide immer anstrebten. 

1981 machten wir zusammen eine Veran- 
staltung anlässlich des Hungerstreiks 1981. 
Acht Gefangene hatten zu dieser Zeit die Haft 
nicht überlebt. Um den Gefangenen einen ge- 
wissen Schutz zu ermöglichen, forderten sie 
ihre Zusammenlegung in interaktionsfähige 
Gruppen von mindestens 15. Trotz einer 
großen Mobilisierung von gesellschaftlichen 
und militanten Kräften erreichten wir dieses 
Ziel nicht. Sigurd Debus, Mitglied einer an- 
deren bewaffneten Gruppe, starb während 
des Hungerstreiks, weil er mit den Gefange- 
nen aus der RAF zusammen kommen wollte. 
Seine Todesursache ist bis heute ungeklärt 
und er der war neunte tote Weggesperrte. 

Während ich in Hamburg lebte, verließ er 
die Stadt, und wir verloren uns deshalb 
aus den Augen. Was er so auf Papier 
brachte, wie „kamalatta“, las ich und be- 
kam weiterhin sein Engagement für die 
Gefangenen mit. 

Auf einer Lesung in Hamburg traf ich 
ihn 1999 wieder. Er erkannte mich sofort 
und wir tauschten unsere Adressen aus. 
So war es dann auch leichter möglich, 
Texte von ihm in dieser Zeitschrift zu ver- 
öffentlichen. 

Später zog er wieder nach Hamburg, 
und so wir sahen uns häufiger. 2005 führ- 
te ich ein längeres Radiointerview mit 
ihm von über 85 Minuten anlässlich des 
18. März, dem Tag für die Freiheit den 
politischen Gefangenen. Dieses Gespräch 
handelte von: 

- seiner Zeit in der KPD 
- den Ereignissen um den 2.6.67 
- Ulrike Meinhof, die er schon seit der 

KPD kannte 
- 14.5.1970: der Befreiung von Andreas 

Baader und seiner Auseinandersetzung 

mit der RAF 


- seiner Arbeit im Komitee gegen die Folter 
an den politischen Gefangenen in der BRD 

- derZeitum 1989 mit den Brüchen und Dis- 
sonanzen 

- Ausblick, um zu lernen und damit wieder 
stärker zu werden 

- Zwischendurch wurde Musik gespielt, die 
die Geschichte des Aufbruches behandelte. 
Leider war die Zeit bedingt u.a. durch sein 

Alter und seine angegriffene Gesundheit zu 

knapp, um dieses Gespräch zu Ende zu brin- 

gen. Wolfgang 


„... im übrigen: 

die geschichte des bewaffne- 

ten kampfes ist nach 77 und 

auch nach 89 und auch nach 92 

und auch nach 98 so wenig 

zuende wie die geschichte der 

internationalen klassenkämp- 

fe. für diese treue im histo- 

rischen prozess sorgt das 

herrschende system der aus- 

beutung des menschen durch 

den menschen. das ist, mitten 

in der scheiße, schön. der 

mensch, das ist seine schön- 

heit, läßt sich auf die dauer 

nicht erniedrigen und beleidgen...“ 
Christian Geissler schrieb das an die Medi- 
en 1998 nach der Auflösungserklärung der 
RAF. 


Erinnerung an 
Christian Geissler 


Mein erster Kontakt mit Christian Geissler 
kam Ende der 80er Jahre zustande. Damals 
gab es noch eine relevante linke Bewegung, 
die sich auf die Gefangenen aus RAF und Wi- 
derstand stützte. Doch mir waren deren Flug- 
blätter und Texte oft zu steril und schwer zu 


Wer seine Lage erkannt, 
wie soll der aufzuhalten 


sein? 


Der Mensch, das ist seine 
Schönheit, läßt sich auf 
die Dauer nicht erniedri- 
gen + beleidigen. 


lesen. Wenn es gelänge, daraus Literatur zu 
machen, dachte ich mir. Ich hielt es für un- 
möglich. Dann fiel mir kamalatta von Chri- 
stian Geissler, ein romantisches Fragment, 
wie es im Untertitel hieß in die Hände. Das 
Buch ist nicht einfach zu lesen. Doch ich 
konnte es nicht mehr aus der Hand legen, bis 
ich es zu Ende gelesen habe. Hier wurden 
Kommunisten lebendig, wie [ich] sie immer 
gewünscht hatte: Alte Kämpfer für die Sache 
der spanischen Republik, die sich mit jungen 
AntiimperialistInnen über den bewaffneten 
Kampf unterhalten. Ahlers, der Kommunist, 
der sich in den Büchern von Geissler poli- 
tisch und sozial weiterentwickelt hatte, sieht 
in den Aktionen der RAF eine Fortsetzung 
der proletarischen Kämpfe, von der Roten Ar- 
mee bis zu dem kaum entwickelten antifa- 
schistischen Widerstand. Die Kommunisten, 
die Geissler in kamalatta entwickelt hat, wa- 
ren das Gegenteil der meisten realexistieren- 
den Kommunisten in der BRD der späten 80er 
Jahre. Die machten eher Ordnerdienste für 
Willi Brandt und drängten protestierende 
Linke ab, als dass sie sich solidarisch zu Ge- 
fangenen aus der RAF verhielten. Die 
Wunschkommunisten, die Christian Geissler 
in seinem Roman zeichnete, wurden real 
durch die Person des Autors. Christian Kom- 
munist Geissler stand für diese dissidente 
Strömung eines linken Kommunismus mit 
seiner politischen Biographie. 

Das sollte sich 1997 zeigen. Geissler war 
einer der Podiumsteilnehmer einer Diskussi- 
onsrunde über das Endlosthema 20 Jahre 
deutscher Herbst. Neben ihm waren weitere 
so genannte Linksintellektuelle. Doch Geißler 
brachte die Moderation Miriam Nirumand, 
damals Tageszeitung, heute Miriam Lau (Die 
Welt) zur Verzweiflung, als er verkündete, 
dass er nicht daran denke, sich an diesem Ge- 
denkzirkus zu beteiligen und den kämpfen- 
den GenossInnen nachträglich in den Rücken 
zu fallen. Dann las er einen Aufruf zur Frei- 
lassung der Gefangenen derRAF vor und ver- 
ließ das Podium. Miriam 
(Tageszeitung) alias Lau 
(Welt) rang die Hände. 
Auch im Publikum war 
es nur eine Minderheit, 
die Geissler offen ap- 
plaudierte. 

Doch auf den Applaus 
der Liberalen und der 
Stützen des Kapitalis- 
mus kam es Christian 
Geissler auch nicht an. 
Er wusste, dass ein Kom- 
munist hier und heute 
verdammt einsam ist. 


Bertolt Brecht 


Christian Geissler 


Am 26. August 2008 starb der Genosse Christian Geissler. 


Mehr als ein halbes Jahrhundert lang war er verläßlich auf der Seite der 
Unterdrückten, ihm lieber noch: der Kämpfenden zu finden. Als kommunis- 
tischer Schriftsteller traf man ihn an vielen Fronten - ob im Streikbüro, bei 
der Arbeit am Radiohörspiel, in der Besucherzelle bei politischen Gefange- 
nen, am Schreibtisch oder auf einer Lesereise. Wo künftig gegen Erniedri- 
gung und für Befreiung gekämpft wird, wird man sich seiner erinnern. 


Brigitte Asdonk, Volker Braun, Eva Haule, Ute Hladki, Waltraud Liebald, Matthias 
Meyers, Helmut Pohl, Thomas J. Richter, Günter Sonnenberg, Rolf-Clemens Wagner 


Auf dieser Grundlage 
lebte, kämpfte und ar- 
beitete Christian Geis- 
sler. Für mich wird er 
immer ein Vorbild sein, 
sowohl politisch als 
auch kulturell. Christian 
Geissler presente. 


Peter Nowak 


Fortsetzung 129-Verfahren ... 


Begründung: Die Aktionen der militanten 
gruppe seien nicht geeignet, die gesellschaft- 
liche Ordnung ernsthaft zu gefährden. Diese 
höchstrichterliche Entscheidung aus Karlsru- 
he bringt keine neue Erkenntnis. Auch die 
militante gruppe weiß sicherlich, dass 
Brandsätze nicht zur Überwindung des Kapi- 
talismus ausreichen. Festzuhalten bleibt, dass 
der S129 nicht etwa die harmlose Variante 
des Terrorismus-Paragraphen 129a ist. Beide 
Paragraphen sind Sondergesetze mit klarer 
Funktion: Bespitzelung, Ausforschung, Kri- 
minalisierung (nicht nur) der Linken. Sie sind 
klassisches Feindstrafrecht. 

Aber anders als zu Zeiten, als es noch ei- 
nen „Staatsfeind Nr. 1“ (RAF u.a.) gab und 
einen Großteil des in über drei Jahrzehnten 
hochgerüsteten Sicherheitsapparats band, 
werden heute diese Kapazitäten auch zur Ver- 
folgung von so genannter Kleingruppenmi- 
litanz eingesetzt. 


Es geht nicht nur um die mg 


Die militante gruppe (mg) hat sich im Jahr 
2001 auf den Weg gemacht, auch mit ille- 
galen Widerstandsformen für eine herr- 
schaftsfreie Gesellschaft zu kämpfen. Inden 
Zeitungsprojekten Interim und radikal be- 
teiligte sie sich an Debatten um Theorie und 
Praxis militanter Politik. Mit ihren Texten, 
Farbbeutel- und Brandanschlägen gegen 
multinationale Konzerne, Justizbehörden, 
Arbeitsämter und andere Institutionen griff 
sie Themen der Linken auf. 

Die klandestinen Organisierungsversu- 
che und die kontinuierliche militante Pra- 
xis in der Hauptstadt - nicht nur die der mi- 
litanten gruppe - führte zu jahrelanger 
Überwachung und einer Kriminalisie- 
rungswelle. Ins Fadenkreuz gerieten Men- 
schen, die für die Freiheit von Gefangenen 
aus Widerstandsprozessen eintreten, Men- 
schen, hinter denen staatliche Behörden die 
Redakteure der radikal vermuten, Men- 
schen, die die Anti-G8-Proteste vorbereite- 
ten sowie zahlreiche weitere Personen aus 
der linken und autonomen Szene. 

Die Absicht der Bundesanwaltschaft ist 
klar. Sie wird alles versuchen, dass ihr $129- 
Konstrukt festgeschrieben und die militante 
gruppe zur kriminellen Vereinigung erklärt 
wird. Das würde die Grundlage für weitere 
Staatsschutzprozesse unter gleichen Vorzei- 
chen schaffen. Von daher wird sich der Er- 
folg der Gegenmobilisierung nicht allein am 
Strafmaß messen lassen oder daran, ob eine 
Verurteilung verhindert werden kann, so 
wünschenswert dies für die Betroffenen 
natürlich ist. Die entscheidende Frage sehen 
wir darin, ob es gelingt, das Vorhaben der 
Anklagebehörde zu Fall zu bringen. Denn der 
Kriminalisierungsversuch gegen die mg mit- 
tels S129, - das haben u.a. auch die Haus- 
durchsuchungen im letzten Jahr vor dem G8- 
Gipfel gezeigt - geht bei weitem über die Be- 
troffenen und den politischen Zusammen- 
hang militante gruppe hinaus. 


Das Bündnis gegen Einstellung ruft dazu 
auf, den Prozess gegen Axel, Florian und 
Oliver aufmerksam zu verfolgen und ak- 
tiv solidarisch zu begleiten. „Solidarität 
ist unsere Waffe, nutzen wir sie!“ 


„Einstellung aller SS 129a/b-Verfahren! 
Abschaffung der SS 129a/b! 
Freispruch für Axel, Florian und Oliver! 


Wir brauchen dringend Geld für die Öf- 
fentlichkeitsarbeit zum Prozess! Spenden 
bitte überweisen an: Rechtsanwalt Tho- 
mas Herzog, Postbank Essen BLZ 360 100 
43, Konto-Nr. 577 701 432, Verwen- 
dungszweck: Sonderkonto 


Prozesstermine: 
Eröffnung 25.09.2008. Weitere Termine: 
1.10., 8.10., 9.10., 15.10., 16.10., 29.10., 
30.10., 5.11, 6.11., 12.11, 13.11., 10.12., 
11.12., 17.12., 18.12.2008, 7.1.2009, je- 
weils 9 Uhr, Kriminalgericht Moabit, 
Turmstrasse 91, 10559 Berlin, Saal 700. 
Weitere Termine: 
Kommt zur Demo gegen den Bundes- 
wehreinsatz in Afghanistan am 20.9.! 
Mitte Oktober 2008 findet im Bundes- 
tag die Abstimmung über die Verlänge- 
rung des Kriegseinsatzes in Afghanistan 
statt, daam 13. Oktober 2008 das aktu- 
elle Mandat ausläuft. Die große Mehrheit 
der bundesdeutschen Bevölkerung hat 
sich in mehreren Umfragen gegen den mi- 
litärischen Einsatz der Bundeswehr aus- 


Die Rolle des Verfassungsschutzes 
Immer mit dabei ist auch das Bundesamt für 
Verfassungsschutz mit Sitz in Köln. Seine 
Rolle in den Ermittlungen und der Anklage 
verdient ein besonderes Augenmerk. Der Ver- 
fassungsschutz entscheidet de facto, dass ein 
Verfahren geführt werden muss. Er lieferte 
die Behauptungen, die zur Aufnahme der Er- 
mittlungen führten. Wo Beweise fehlen oder 
ausbleiben, reicht die Stimme aus Köln zur 
Fortsetzung der Ermittlungen. Und wenn ein 
Ermittlungsrichter ausnahmsweise die Über- 
wachung durch das BKA nicht verlängert, 
führt sie der Verfassungsschutz mit densel- 
ben technischen Anlagen weiter. 

Das aus Erfahrungen mit dem deutschen 
Faschismus resultierende Trennungsgebot 
zwischen Geheimdiensten und Polizei ist 
längst ausgehebelt - auch ohne BKA-Gesetz 
und der geplanten bundesweiten Abhörzen- 
trale („Zentrum für Kommunikationsüber- 
wachung‘). 

Selbst in der Anklage taucht der Verfas- 
sungsschutz auf. Er behauptet schon wieder 
zu wissen, wer hinter der militanten gruppe 
stecke. Die Information stamme von einem 
seiner Spitzel. Möglicherweise ist das alles er- 
stunken und erlogen, aber mindestens eben- 
so denkbar ist es, dass der Verfassungsschutz 
seit Jahren einen Spitzel in der Berliner lin- 
ken Szene hat und deshalb so selbstsicher 
auftreten kann. 


gesprochen. Dennoch ist nicht zu erwar- 
ten, dass sich die deutsche Politikerriege 
danach richten wird. Aus diesem Anlass 
organisiert die Friedensbewegung bun- 
desweite Demonstrationen in Berlin und 
Stuttgart. 

Wir wollen uns mit einem antikapitali- 
stischen Block in Berlin beteiligen. Unser 
Protest soll zugleich als Zeichen der So- 
lidarität mit drei Antimilitaristen ver- 
standen werden, die ab Ende September 
vor Gericht stehen werden. 

Demo in Berlin. am Samstag, den 
20.9.2008 , 12 Uhr, Brandenburger Tor 
Demo in Stuttgart, am 20.9.2008, 12 Uhr, 
Lautenschlagerstr., gegenüber Hbf 

Dort formiert sich ein revolutionärer 
Block für Oliver, Axel und Florian. 


Sonntag, den 21.09.2008, Berlin, KATO, 
19.00 Uhr 

Veranstaltungsreihe „TRAUMATISIE- 
RUNG UND WIDERSTAND“. 1. Auftakt- 
veranstaltung. Trauma - zwischen Wi- 
derstand und Ohnmacht. Traumatisierte 
haben oft ein starkes Gerechtigkeitsbe- 
dürfnis, doch wohin damit? Wie können 
wir uns gegen die bestehenden Verhält- 
nisse wehren und dabei sensibel mit see- 
lischen Verletzungen umgehen? 
Dienstag, den 23.09.2008, Berlin, Clash, 
Mehringhof, etwa 19.00 Uhr 
Infoveranstaltung des Einstellungsbünd- 
nisses zum Prozessbeginn.“ 
Quelle:http://einstellung.so36.net/ 


Solidarität ist eine Waffe 

Ist das nur eine Parole oder unsere Wirk- 
lichkeit? Fest steht: Gesellschaftliche Verän- 
derungen gibt es nicht zum Nulltarif und 
Staatsschutzangriffe wird es immer wieder 
geben. Repressalien gehören notwendiger- 
weise zur Ausgangsbedingung linker Oppo- 
sition. Ein Ziel dabei ist auch Einschüchte- 
rung und Abschreckung. Dagegen sind ge- 
meinsames Auftreten und Solidarität die 
richtige Antwort. Keine Gruppe und kein Zu- 
sammenhang wird sich alleine gegen staat- 
liche Verfolgung durchsetzen. Bei allen Un- 
terschieden, die es oft genug gibt: Am eige- 
nen politischen Engagement festzuhalten 
und wenn möglich das aufzugreifen, was 
kriminalisiert wird, ist ein erster Schritt. 
Und: Nur gemeinsam können wir den not- 
wendigen Druck aufbauen und Schutz vor 
zukünftiger Repression schaffen. 
http://einstellung.so36.net 

Libertad! - Freiheit für alle politischen Ge- 
fangenen weltweit! 


Kritik an übertriebenen Sicherheits- 


auflagen des Kammergerichts 

Am Donnerstag, den 25. September, soll vor 
dem Berliner Kammergericht der Prozess 
gegen die drei Berliner Oliver R., Florian L. 
und Axel H. beginnen. Die Bundesanwalt- 
schaft wirft ihnen versuchte Brandstiftung 
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an Bundeswehr-LKW und die Mitglied- 
schaft in der „militanten gruppe (mg)“ vor. 
Die drei Angeklagten waren am 31. Juli ver- 
gangenen Jahres festgenommen worden, 
nachdem sie versucht haben sollen, Bun- 
deswehrfahrzeuge in Brand zu setzen. Oh- 
ne Indizien für die Tatbeteiligungen an 
Brandanschlägen der „militanten gruppe“ 
vorzulegen, hat die Bundesanwaltschaft 
Anklage nach $129 erhoben. Mit dem Kon- 
strukt einer „kriminellen Vereinigung“ dro- 
hen den Antimilitaristen mehrjährige 
Haftstrafen. 

Die Sicherheitsvorkehrungen für den an- 
stehenden Prozess gehen weit über die 
Standards von Gerichtsverfahren hinaus. 
Der Vorsitzende Richter Josef Hoch ordne- 
te an, die Personalausweise sämtlicher Pro- 
zessbesucher zu kopieren. Außerdem sollen 
bewaffnete Polizisten mit und ohne Uni- 
form im Gerichtssaal anwesend sein. 

„Hier werden drei Antimilitaristen schon 
durch die Rahmenbedingungen im Gericht 
in die Nähe von organisierter Kriminalität 
gestellt. Das Anklagekonstrukt, die lange 
Untersuchungshaft und das Verfahrenspro- 
zedere - alles ist völlig überdimensioniert“, 
urteilt Arthur Schüler vom Bündnis für die 
Einstellung der $S129-Verfahren. 

Bereits die bisher bekannt gewordenen 
Ermittlungsmethoden in dem Verfahren ge- 
gen die drei Angeklagten und vier weitere 
Beschuldigte waren im vergangenen Som- 
mer auf breite Kritik gestoßen. Das Einstel- 
lungsbündnis befürchtet, dass die Ange- 
klagten nicht mit einem fairen Prozess 
rechnen können. 

Nach Informationen des Einstellungs- 
bündnisses sind den Anwälten der drei An- 
geklagten noch immer nicht alle vorhan- 
denen Ermittlungsakten zugestellt worden. 
Trotz dieser Einschränkung der Verteidi- 
gung hat der Vorsitzende Richter die Pro- 
zesseröffnung beschlossen. (...) 
Kundgebung zum Prozessauftakt: 
25.9.2008 um 8.30 Uhr 


Broschüre zum Stand des Verfahrens in Sa- 
chen „militanter gruppe“ (mg) 


Noch so ein Sieg und wir verlieren 
den Krieg! 

Vorwort der Internationalen KommunistIn- 
nen zur Broschüre: 

Aus Anlass des Tages der politischen Ge- 
fangenen fand am 5.3.2008 im Stadtteilladen 
„Zielona Gora“ eine Veranstaltung zum The- 
ma „Wie weiter im Kampf gegen $ 129a/b“ 
statt. Es gab Beiträge zum 129b-Verfahren 
gegen angebliche Mitglieder der DHKP-C in 
Stuttgart-Stammheim und ein Beschuldigter 
des Berliner mg-Verfahrens vermittelte seine 
Erfahrungen mit der Repression. 

Der/die PolitologIn Detlef Georgia Schulze 
referierte zum mg-Verfahren und seinen Hin- 
tergründen unter dem Titel „Noch so ein Sieg 
und wir verlieren den Krieg“. 

In diesem Beitrag wird die bis dato mehr- 
heitliche Strömung der Soliarbeit kritisiert, 
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welche sich hauptsächlich auf die beschul- 
digten Wissenschaftler aus dem Bereich der 
Stadtforschung bezog. 

Wir stellen eine überarbeitete schriftliche 
Fassung dieses Vortrags jetzt ins Netz. Auch 
wenn nicht jede Darlegung von Detlef Geor- 
gia bei allen von uns auf ungeteilte Zustim- 
mung stößt bzw. wir selber auch noch nicht 
alles durchdiskutiert haben, finden wir, dass 
dieser Beitrag zur Auseinandersetzung um ei- 
ne politische Unterstützung der Beschuldig- 
ten im mg-Verfahren beiträgt. 

Die Hauptverhandlung gegen die drei Ge- 
nossen, die in räumlicher Nähe zu einem ver- 
suchten Brandanschlag auf Bundeswehr- 
fahrzeuge in Brandenburg/Havel verhaftet 
wurden, wird demnächst beginnen. 

Der Text von Detlef Georgia Schulze führt 
zudem über das konkrete Verfahren hinaus. 
Er systematisiert die Instrumente des staats- 
schutzorientierten Sonderrechts der $ 129, 
129a und 129b und fragt, welche Verteidi- 
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abattre le capitalisme,- construire la solidarite%r ka 


Internationale Klassensolidarität aufbauen und verteidigen! 


gungsstratgien welche politischen Implika- 
tionen, aber auch welche möglichen Folgen 
haben. 

Das sind Fragen, die sich allen, die sich mit 
staatlicher Repression beschäftigen oder 
selbst von ihr betroffen sind, stellen. 

Uns geht es dabei auch um den politischen 
und gesellschaftlichen Kontext, in dem die 
Kriminalisierung von Einzelpersonen oder 
Gruppierungen wie der mg stattfindet. Wir 
halten einen politischen Umgang mit politi- 
schen Verfahren für dringend notwendig. 

Der Text stellt aus unserer Sicht einen wich- 
tigen Beitrag für eine materialistische Rechts- 
und Staatskritik dar. 

Die Broschüre erscheint Mitte September, 
kurz vor Prozessbeginn, in gedruckter Fas- 
sung. Der Hauptbeitrag ist bereits fertig und 
kann hier als PDF (612 kb) heruntergeladen 
werden. 
http://interkomm.s036.net/archiv/2008-08- 
30/2008-08-30.php 
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solidarität aufbauen costruire la solidarietä - abbattere il capitalismo 


AriTe [=To] Tola1 7-10 -1eP2=1o Wesli@tel-1s Win =1Tel=1,4=TrsTejız=ie 
Bertrand Sassoye aus Brüssel und Beiträgen zum mg - Prozess 


Am Donnerstag, dem 5.6.08, fanden in Brüssel und Paris 10 
Hausdurchsuchungen bei GenossiInnen der Roten Hilfe 
Belgien (Sektion der RHI)/Angehörigen und Freundinnen der 
kommunistischen Gefangenen, beim Komitee 
Solidarität/Freiheitund bei der Union junger fortschrittlicher 
Araberinnen statt. 5 GenossInnen wurden verhaftet. Die 
belgische Justiz wirft im speziellen Bertrand Sassoye und 
Pierre Carette, beide ehemalige Militante der 
Stadtguerillagruppe Kämpfende Kommiünistische Zellen CCC 
(Cellules Communistes Combattantes), vor die Vorschriften 
der bedingten Entlassung verletztzu haben. 

Bertrand Sassoye, Mitglied des internationalen Sekretariates 
und der Internationalen Kommission zum Aufbau einer Roten 
Hilfe International, und den anderen von dem 
Repressionsschlag Betroffenen wird weiter vorgeworfen, 
Kontakte zu italienischen Genossinnen gehabt zu haben, die 
am 12.2.07, im Verlaufe der konterrevolutionären Aktion 
„Tramonto“ verhaftet worden waren. Im Zuge dieser 
internationalen Repressionsaktion wurden in Italien und in 
Zürich zahlreiche Hausdurchsuchungen und Verhaftungen 
gegen kommunistische Militante, GewerkschafterInnen und 
Studentinnen vorgenommen. Vier der Verhafteten 
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erklärten sich sofort zugehörig zur politisch-militärischen 
kommunistischen Partei (PC p-m). Im Mai diesen Jahres 
wurden nochmals GenossiInnen der RHI aus der Schweiz mit 
Hausdurchsuchungen in diesem Zusammenhang konfrontiert. 
Am Dienstag, den 29.7. wurde mit Bertrand als letzter 
Weggesperrter der am 5.6.08 Verhafteten dank der 
zahlreichen Solidarität aus Belgien, aber auch aus Italien, 
Frankreich, Schweiz, Türkei und der BRD aus dem Knast 
freigekämpft! 

Dieser neue Angriff der Bourgeoisie gegen Genossinnen zeigt 
klar auf, dass sich die Aggression gegen die 
Klassensolidarität mit politischen Gefangenen richtet. 

Esist weder das erste, noch wird es das letzte Mal sein, dass 
sich die Repression des Systems gegen militante 
Revolutionärinnen, Antikapitalistinnen, Antiimperialistinnen 
und Antifaschistinnen richtet. 

Der Kampf gegen den Kapitalismus ist legitim und die 
Klassensolidarität ist darin eine Waffe! 


Solidarität ist unsere Waffe - nutzen wir sie! 
Internationale Klassensolidarität aufbauen und 
verteidigen! 
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Internationale Klas- 
sensolidarität aufbau- 
en und verteidigen 


Die internationalen Repressionsorgane Ita- 
liens, der Schweiz und Belgien versuchen 
erneut die Solidaritätsstrukturen zu tref- 
fen. Die Antwort darauf folgt Schlag auf 
Schlag und ist eindeutig. 


(ag/rh) Die Angriffe der präventiven Kon- 
terrevolution sind immer ein Prüfstein für 
beide Seiten im dialektischen Verhältnis 
zwischen Revolution und Konterrevoluti- 
on. Im Mittelpunkt steht dabei die Frage, 
was der Angriff auslöst: Abschreckung und 
Lähmung oder mobilisierende Kraft und 
politische Konsolidierung. Die Antworten 
widerspiegeln auch die aktuellen Situation 
des Klassenkampfes und der objektiven Be- 
dingungen, in welche die Repression inter- 
veniert. 

Die Verschärfung der Krise, die gesell- 
schaftliche Rechtsentwicklung und die da- 
mit verbundene Polarisierung im Klassen- 
kampf und im Widerstand der Völker ge- 
gen die imperialistischen Kriegsherrschaf- 
ten wirken sich offensichtlich positiv auf 
die internationale Klassensolidarität aus. In 
Italien wie in Belgien lösten die Verhaf- 
tungswellen vom 12. Februar 071 und vom 
5. Juni 08 eine breite Solidaritätswelle aus. 

Die Klassensolidarität nach den interna- 
tional koordinierten Staatsschutzaktionen 
vom 12. Februar 07 ist derart stark und an- 
haltend, dass die Anklägerin im laufenden 
Mailänder Prozess ein spezielles Dossier 
„Solidarität“ zu den Prozessakten legte. Ih- 
re Begründung ist entlarvend, das solidari- 
sche Umfeld der PC p-m widerspiegle den 
Ausdruck ihrer Gefährlichkeit. Die Schwei- 
zerische Bundeskriminalpolizei stellte für 
dieses Dossier eine Auflistung der hiesigen 
Solidaritätsaktionen zusammen. 

Als Bertrand Sassoye als letzter der fünf 
Verhafteten den Knast in Brüssel verlassen 
konnte, lief dies unter strengster Geheim- 
haltung. „Schluss mit den Mobilisierungen 
auf den Straßen Brüssels“, so lautete die Be- 
gründung der Klassenjustiz. Tatsächlich 
war die enorme Solidaritätswelle nach den 
Verhaftungen nicht nur in Belgien, sondern 
in ganz Europa blitzschnell gewachsen. Die 
Rote Hilfe Belgien wurde in ihren Aktivitä- 
ten sehr breit unterstützt, was ihre Mobili- 
sierungsfähigkeit sprunghaft anwachsen 
ließ. Schon zwei Tage nach der Verhaftung 
beteiligten sich 250 Personen an einer er- 
sten Kundgebung vor dem Knast, an der 
nächsten Demo waren es bereits über 500 
TeilnehmerInnen. 

Die Rote Hilfe International, die mit dem 
Angriff ebenfalls getroffen werden sollte, 
erfuhr eine starke Konsolidierung ihres 
Aufbauprozesses. Ihre Strukturen in Istan- 
bul, Basel, Zürich, Mailand, Paris, Berlin, 
Hamburg oder Magdeburg trugen ihre So- 


lidarität mit der gemeinsamen Parole „Klas- 
sensolidarität aufbauen und verteidigen - 
schlagen wir zurück“ auf die Straße und in 
die Medien. 

Der Artikel wird in der nächsten Ausga- 
be des Aufbaus aus der Schweiz erscheinen. 


1 An diesem Tag wurden 15 Menschen während 
einer massiven Polizeioperoperation gegen po- 
litische-militarische Kommunistische Partei (PC 
p-m) in Italien verhaftet. 

Am 5.Juni 2008 wurden 5 Menschen in Belgi- 
en verhaftet. 


Solidaritätsvereinigung Verwandte 
und FreundInnen der Verhafteten 
vom 12.02.07 


Der rote Faden 
wird stärker! 


Chronik der 8. und 9. Anhörung 


Mittwoch, 16. und Freitag, 18. Juli fanden 
vor Gericht von Mailand die achte und ne- 
unte Anhörung des Prozesses gegen die Ge- 
nossin und die Genossen statt, die im Rah- 
men der sog. „Operazione Tramonto“ [Ope- 
ration (Sonnen)Untergang] verhaftet wur- 
den. 

Während der zwei langen Anhörungen 
vom 16. und 18. Juli wurden Beamte der 
DIGOS (von Padua, dann Petronzi von Tu- 
rin und Inspektorin Tanda von Mailand) 
von der Staatsanwältin befragt und von der 
Verteidigung, bzw. von RA Pifferi, ins 
Kreuzverhör genommen. Wie immer war 
die Präsenz der GenossInnen, Verwandten 
und FreundInnen herzlich und zahlreich 
und die GenossInnen hinter Gittern auf- 
recht und stolz. 

Beide Anhörungen wurden durch die Ent- 
larvung der Methoden gekennzeichnet, die 
in den Ermittlungen gegen die GenossIn- 
nen zur Anwendung kamen: hemmungslo- 
se Anwendung der Haftmethoden und, 
natürlich, die stolz herausgekehrte anti- 
kommunistische Missgunst derStaatsan- 
wältin (Stawa) Bocassini, die verschiedent- 
lich ihre schon an sich lästige schrille Stim- 
me um etliche Dezibel höher schaltet, um 
Worte wie „Bluttaten, kriminelle Substanz, 
Brigate Rosse...“ zu krächzen und um die 
GenossInnen zu beleidigen, wenn sie diese 
mit Mafiosi vergleicht und droht, sie we- 
gen Beleidigung anzuzeigen wann immer 
sie etwas sagen, und sie geht sogar so weit, 
dasselbe mit den Verteidigern zu tun. 

Damit noch nicht genug, sie ist gar so 
skrupellos und führt während der Pausen 
zwischen den Anhörungen, in denen sie für 
die „Ordnung“ verantwortlich zeichnet, 
solches Verhalten weiter, obwohl sie damit 
schwere Spannungen provoziert. 


Denn tatsächlich, da sie am 16. Juli 
während einer Pause nach etlichen Anfra- 
gen den Verwandten unerschütterlich ver- 
bietet, sich den Käfigen zu nähern, gehen 
einige Verwandte in den Innenhof des Ge- 
richtes, von wo aus sie die Genossen grüßen 
können, da sie dort, obwohl auch hinter Git- 
tern, sichtbarer sind als hinter den Doppel- 
gittern im Saal. 

Der Eingriff der PolizistInnen führt zu ih- 
rer Entfernung, aber beim Weggehen hören 
sie im oberen Stockwerk Getümmel und Ge- 
schrei. RA Ugo Giannangeli wird dem Ge- 
richt dann berichten, dass er, alserden Lärm 
hörte, mit Müh und Not in den Raum trat 
in dem sich die Genossen befanden und sah, 
wie einer der Gefängniswärter eiligst seine 
Pistole ins Halfter zurücksteckte. Diese 
schwerwiegende Situation kommt zu den 
zahllosen schweren repressiven Begeben- 
heiten hinzu, denen die GenossInnen 
während den Versetzungen ausgeliefert 
sind. 

Eine weitere beiden Anhörungen ge- 
meinsame Eigenschaft ist, dass die Zeugen 
ein eisernes Erinnerungsvermögen an den 
Tag legen, wenn sie von der Anklage ver- 
hört werden, auf die Minute sind sie genau, 
sie verhaspeln sich nie, ganz im Gegenteil 
nehmen sie (die drehbuchartigen) Fragen 
der Stawa manchmal vorweg, während im 
Kreuzverhör der Verteidigung die Renner 
Antworten wie „Ich weiß nicht, gehörte 
nicht zu meinem Bereich, ich erinnere mich 
nicht“ sind. 

Dazu kommt, dass etliche der „kriminel- 
len Taten“, die den Angeklagten vorgewor- 
fen werden, sich Aussage nach Aussage 
schlussendlich als bloße Folgerungen er- 
weisen, die aus den Aufzeichnungen gezo- 
gen wurden und durch gar nichts Konkre- 
tes untermauert werden, zum Beispiel der 
(dank den Medien) herausposaunte Augen- 
schein der Wohnung Ichinos, wo sich her- 
ausstellt, dass ein Genosse daran vorbeige- 
laufen ist, dessen Arbeitsplatz einige hun- 
dert Meter davon entfernt liegt und der an- 
gehalten hat, um die Schaufensterauslage 
eines Möbelgeschäftes anzuschauen! Es er- 
scheint dann auch sehr abnormal, dass 
gemäß Inspektorin Tanda die ErmittlerIn- 
nen erst etliche Monate danach „gemerkt“ 
haben, dass die Wohnung Ichinos in der 
Nähe dieses Möbelladens liegt. Zu den Zeu- 
gen: Herr Pifferi von der Digos von Padua, 
der sich dort seit vielen Jahre dienstlich her- 
umtreibt, beweist klipp und klar seinen 
Hang zur Lüge, wenn er erklärt, dass er von 
den zahlreichen kulturellen und sozialen 
Aktivitäten nichts weiß, die das Sozialzen- 
trum Gramigna jahrelang regelmäßig 
durchführt, was aber allen EinwohnerInnen 
in und weit um Padua herum bestens be- 
kannt ist. Er beschreibt diesen Volkstreff- 
punkt hingegen als „politisches Gefüge“, 
das etliche Gewaltmomente in der Stadt 
verursacht hätte. Nun, wir wissen von kei- 
nen gegen das Gramigna gerichtete Ver- 
fahren, außer wegen unbefugter Besetzung 
und öffentlichen Kundgebungen ohne Be- 
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willigung. 

Dieser ihm eigene Hang zur Lüge kommt 
erneut zum Vorschein, als ihm die Vertei- 
digung vorhält, sie habe in den Akten zwei 
unterschiedliche Versionen des Waffenfun- 
des in Arzercavalli ausfindig gemacht: ei- 
ne, dass die Waffen in der Scheune nahe 
der Wohnung des Rossin direkt von den Be- 
amten gefunden wurden; die andere, dass 
der Fund dem Hinweis des Rossin (koope- 
riert mit der Polizei seit seiner Festnahme 
ab dem 12.2.07 und befindet sich wieder 
auf freien Fuß) selbst zu verdanken sei. Wel- 
che stimmt? 

Herrn Pifferi sieht überhaupt keinen Ge- 
gensatz zwischen den zwei Versionen! 

Nun scheint uns das aber überhaupt nicht 
nebensächlich, da der Halter der Waffen, 
eben der Rossin, sich seelenruhig der Frei- 
heit erfreut, weil er mit der „Justiz“ kolla- 
boriert und seine Freiheit mit jener der an- 
deren erkauft hat. 

Von wem ist Rossin welcher Deal ange- 
boten worden? 

Herr Pifferi hat darüber hinaus in aller 
Ruhe auf präzise Frage offen gelegt, dass 
die Behandlung in Haft, also Isolierung und 
die ganze Palette der weiteren Schinderei- 
en, die Kollaboration zum Ziel hatte. Er 
wusch sich natürlich die Hände in Un- . 
schuld und sagte, er habe da nichts zu 
entscheiden gehabt. 14 

Er hat uns auch offenbart, dass er 
2001 in Genua war, und auf die genaue 
Frage „Waren sie zufälligerweise in der 
Diaz?“ kreischte die Stawa wie am 
Spieß. 

Am späten Nachmittag kam dann die 
Forderung der Stawa an das Gericht, die 
Akten des endgültigen Urteils des Ros- 
sin, der als Kollaborateur angeklagt und 
im Schnellverfahren verurteilt wurde, 
zu den Akten zu legen. 

Eine weitere Forderung war, ein Dos- 
sier ebenfalls zu den Akten zu legen, das 
die helvetische Polizei über alle Soli- 
kundgebungen angelegt hatte, dienach 
dem 12. Februar jenseits der Alpen statt- 
gefunden hatten. Das als Beleg zur Be- 
harrlichkeit, die sie an den Tag legen, 
um die internationale Solidarität zu kri- 
minalisieren: was sie kürzlich am 5. Ju- 
ni in Belgien durch die Verhaftung von 
GenossInnen, darunter fünf der Roten 
Hilfe, umgesetzt haben. 

Aber den Bock hat die Stawa mit ihrer 
Forderung abgeschossen, die Anhörung des 
17.7., die ja zum Prozess selbst gehört, zu 
den Akten zu legen, um zu sehen, ob in de- 
ren Verlauf nicht etwa der Straftatbestand 
der Beleidigung zu Lasten des Angeklagten 
Claudio Latino und seines Verteidigers Gi- 
useppe Pelazza erfüllt sei, da darin ein Brief 
verlesen wurde, in dem der (damals abwe- 
sende) Genosse sich beklagte, er sei ge- 
zwungen worden sich zwischen dem Recht 
auf Verteidigung und dem auf Gesundheit 
zu entscheiden, da er, um therapeutisch 
überhaupt behandelt zu werden, einen Ver- 
zicht auf die Anhörungen habe unter- 
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schreiben müssen. 

Die Anhörung ging dann mit den Rufen 
„Pfui! Pfui!“ des Publikums und der Ange- 
klagten und mit dem Entsetzen von weite- 
ren im Saal anwesenden Menschen zu En- 
de, als, auf die Anfrage des Verteidigers um 
ein Unispitaluntersuch für Bruno Ghirardi, 
die Stawa die Namen bekannter Mafiosi zu 
schreien begann und dann sagte, dass im 
41bis Untersuche nur möglich seien, falls 
irgendein Professor bereit sei, dazu in den 
Knast zu kommen! 

Mehr als jede lange Rede beweisen diese 
Sätze, wie die Stawa die GenossInnen schon 
als verurteilt und im 41bis betrachtet: trotz 
jeglicher Rechtsstaatlichkeit und ihrem An- 
spruch gerade dieser zu dienen! 

Nach der Anhörung wurden, immer noch 
im Gericht in Mailand, die fünf Genossen 
Latino, Davanzo, Sisi, Ghirardi und Borto- 
lato durch Rechtshilfegesuch von den bel- 
gischen RichterInnen in Anwesenheit des 
Richters Salvini zu den angeblichen Ver- 
bindungen mit den am 5.6.08 in Brüssel 
verhafteten GenossInnen befragt. Die Ge- 
nossen haben vom Recht auf Aussagever- 
weigerung Gebrauch gemacht ... 

Unsere ganze Solidarität den belgischen 
GenossInnen und der Roten Hilfe! 


Anhörung 18. Juli 

Eröffnend hat RA Giuseppe Pelazza das Ge- 
such gestellt, alle Anfragen zu den Akten 
zu nehmen, die den Genossen Davanzo, der 
mehr als ein Jahr lang isoliert wurde, be- 
treffen. 

Die Stawa hatte immer jegliche Verant- 
wortung weit von sich gewiesen, aber in 
der vorangehenden Anhörung hatte Herr 
Pifferi der Verteidigung einen Hinweis zu 
den effektiven Verantwortlichkeiten ge- 
steckt. 

Es wurde denn auch ein Brief zu den Ak- 
ten gelegt, in dem die Gefängnisverwaltung 
von Cremona erklärt, sie habe die Verset- 


zung des Gefangenen in eine andere Struk- 
tur gefordert, die Staatsanwaltschaft Mai- 
land sei jedoch nicht einverstanden gewe- 
sen! 

Darauf wurde Herr Petronzi von der Di- 
gos Turin angehört, der keinen Hehl daraus 
machte, dass seit 1981 die sich selbstbe- 
stimmt gewerkschaftlich organisierten Ar- 
beiterInnen „überwacht“, sprich fichiert 
werden, darunter habe sich auch Vincenzo 
Sisi befunden, ein Arbeitergenosse, der von 
den Arbeitenden wegen seines bis zu sei- 
ner Verhaftung andauernd und kohärent 
geleisteten gewerkschaftlichen Einsatzes 
anerkannt und geschätzt wurde. 

Selbstverständlich konnte oder wollte er 
nicht auf die Frage antworten, wieso denn 
diese besonderen Freundlichkeiten, und er 
gab partout nicht zu, dass das politische Fi- 
chierungen sind. Er erzählte dann aber des 
Langen und des Breiten über Ausflüge und 
Spaziergänge des Sisiund Ehefrau, diedann 
verdächtig wurden, wenn sie im Gebirge 
Leute trafen, die der Digos unbekannt wa- 
ren. 

Das Kreuzverhör der Verteidigung ergab 
dann, dass in einer von den Sisis angemie- 
teten Einzimmerferienwohnung Videoka- 
meras versteckt wurden ... und die reden 
vom Recht auf Privatsphäre! 

Aber das Interessanteste, das raus- 
kam, war (wieder dank der verschie- 
denen Schreiberlinge), dass die im 
Waffenlager des Rossin in Arzercaval- 
li gefundene ominöse Sig Sauer Pisto- 
le im Piemont nach Abschluss eines 
Verfahrens wegen Raubüberfall be- 
schlagnahmt wurde und anschließend 
ein Gesuch auf Vernichtung gestellt 
worden war. Aber wenn sie zerstört 
wurde, wie kommt es denn, dass sie da- 
nach in Arzercavalli auftaucht? 

Petronzi konnte keine Erklärung da- 
zu liefern. 

Nach Petronzis Aussagen kam es im 
Saal dann zum erheiternden Wand- 
schirm-Auftritt! 

Die Verteidigung hat sich diesem 
Spektakel aus zwei Gründen entge- 
gengesetzt. Erstens als Verletzung der 
Verteidigungsrechte, da es schwer fällt, 
eine Person ins Kreuzverhör zu neh- 
men, ohne ihr ins Gesicht zu sehen, 
zweitens die Aufforderung an den 
Richter, seine Aussage am Beginn des 
Prozesses zu gewährleisten, er wolle einen 
normalen Prozess wie für alle anderen 
durchführen. 

Aus den Käfigen hat der Genosse Da- 
vanzo die Meinung der Gefangenen kund- 
getan und mitgeteilt, sie sollen doch ruhig 
abdecken, so werde deutlicher gezeigt, wes- 
sen Geistes Kind diese Personen seien, und 
so werde auch klar, wie sich die schämen 
müssen, die der Bourgeoisie dienen. 

Trotz allem hatte die Digos Tanda ihren 
Auftritt als „chinesischer Schatten“ und 
wurde applaudiert und ausgepfiffen. 

Die Gründe dieser billigen Mache gehen, 
so glauben wir, weitüber das konstante und 
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Nathalie Menigon kam am 2.August endlich nach jahrzehntelanger Haft frei.Sie war 
wegen Aktivitäten der französischen Stadtguerilla Action Directe verurteilt worden. 
21 Jahre war sie französischen Knästen weggesperrt. Sie kämpfte in diversen Hun- 
gerstreiks gegen das Isolationsprogramm und solidarisierte sich auch mit anderen Ge- 
fangenen und Kämpfen für eine freie Gesellschaft. 

Quelle: Enfesselt (September-Oktober) 


provokatorische Aufbauschen der Gefähr- 
lichkeit der angeklagten GenossInnen hin- 
aus und müssen auf das zurückgeführt wer- 
den, was uns die Suma, ebenfalls von der 
Digos Mailand, „enthüllt“ hat. 

Mit großem professionellen Stolz hat sich 
Frau Dr. zum zu vielen Sozialzentren Mai- 
lands bestehenden guten und freund- 
schaftlichen Verhältnis und dauerhaften 
Dialog bekannt. Nun ...., kann eben sein, dass 
alle diese chinesischen Schatten, die im Saal 
auftreten werden, gerade jene sympathi- 
schen Digos sein werden, die sich in der Be- 
wegung dermaßen wohl fühlen und etwas 
an Sympathie verlieren könnten, falls sie 
sich im Saal blicken lassen würden. 

„Tanda der chinesische Schatten“ hat uns 
zwischen vielen „ich weiß nicht war nicht 
dabei war nicht zuständig“ doch etwas über 
die grauenhaften Ermittlungsmethoden der 
demokratischen Digos Mailands „enthüllt“. 

Um die Gespräche der Genossen aufzu- 
zeichnen, baten sie um die Hilfe der Bar- 
männer und -frauen, indem sie sagten, die 
Genossen seien Pädophile! Folglich, um 
zwei Personen beim Apero abzuhören, stell- 
te sich (wie es der Genosse Latino sich aus- 
drückte) eine bewaffnete Bande auf (vor 
und um die Bar waren mindestens 10 Di- 
gos im Einsatz) und [überredete] weitere 
Leute durch Lug und Trug zur Kollaborati- 
on! 

Dazu kamen im Kreuzverhör der Tanda 
Gegensätze heraus, die schon fast lächer- 
lich sind. Die Inspektorin spricht von einem 
imaginären Einsatz, die sie wie immer aus 
Abhörungen abgeleitet haben, wo der Fluss 
Lambro im Schlauchboot hätte überquert 
werden sollen. Die Inspektorin erklärt, sie 
habe nie ein Schlauchboot gesehen. Als ein- 
ziges „aquatisches Verkehrsmittel“ taucht 
in den Ermittlungen ein beschlagnahmtes 


Spielzeugruderschlauchboot auf! Darüber 
hinaus war die Tanda nicht imstande zu sa- 
gen, ob der Fluss überhaupt genug Wasser 
führte, um befahren zu werden. 

Die Anhörung endete mit Schlagworten 
und geballten Fäusten. 

Die nächste Anhörung wird nach der 
Sommerpause stattfinden. 

Zum Schluss wollen wir kraftvoll und 
wütend die „Berichterstattung“ anpran- 
gern, die tagtäglich nach jeder Anhörung 
in verschiedenen Tageszeitungen erscheint. 

Wir fragen uns, mit welcher Unver- 
schämtheit die verschiedenen anwesenden 
JournalistInnen sich als „GarantInnen der 
Information“ bezeichnen, wenn sie eigent- 
lich nur falsche und lügnerische Berichte 
erstatten und dazu nicht nur die angeklag- 
ten Genossen und Genossin, sondern auch 
noch ihre Verwandten diffamieren. 

Nicht dass wir uns wundern, denn vom 
ersten Tag der Verhaftungen an haben die 
so genannten Informationsorgane nichts 
als terroristische Schlagzeilen um die Ge- 
nossInnen und die Solidarität mit ihnen er- 
zeugt. 

Auch darum laden wir alle ein, die Be- 
richte der Prozesschronik so breit wie mög- 
lich weiterzuleiten. 

Uns wurde bekannt, dass im Knast von 
Alexandria bei allen Zellen des EIV(Hoch- 
sicherheits)-Abteils (wo sich immer noch 
der Genosse Emiliano Toschi befindet) an 
den Fenstern Sichtblenden angebracht 
wurden, welche die Luft- und noch mehr 
die Lichtzufuhr unterbinden. 

Wie vorgesehen, sind sie daran, wegen 
des Prozessunterbruchs die Genossen in an- 
dere Knäste zu versetzen. Wir wissen mit 
Sicherheit, dass sich die Genossen Bortola- 
to Davide, Latino Claudio und Tonello And- 
rea schon im Knast Siano befinden - CA- 


SA CIRCONDARIALE - VIA TRE FONTANE 
28, 88100 - SIANO, CATANZARO. Sobald 
wir von anderen Versetzungen erfahren, 
werden wir darüber berichten. 

Fahren wir doch fort mit der Verstärkung 
des roten Fadens der Solidarität, lassen wir 
den Genossen unsere Nähe und Liebe durch 
Briefe, Postkarten und Telegramme zukom- 
men. 

Und ganz zum Schluss fordern wir zur 
Massenteilnahme an der Fortsetzung der 
Anhörungen auf, nämlich am 6. Oktober 
2008, Gericht Mailand, Corso di Porta Vit- 
toria um 930. 

Vereint werden wir siegen!!! 
Klassensolidarität relancieren!!! 
Solidaritätsvereinigung Verwandte und 
FreundInnen der Verhafteten vom 12.02.07 
parentieamici@libero.it 


Offener Brief der 
Lebenslänglichen 


Die Lebenslänglichen aus den Knast Spo- 
leto schreiben den anderen Lebenslängli- 
chen Italiens 


Letztes Jahr hatten 310 Lebenslängliche ei- 
nen Brief an den Präsident der Republik ge- 
schrieben, um ihn zu bitten, ihre lebens- 
längliche Strafe in Todesstrafe umzuwan- 
deln. Könnt ihr euch daran erinnern? Eine 
Antwort des Präsidenten kam noch nicht, 
allerdings währenddessen haben sich sie- 
ben Lebenslängliche umgebracht, haben 
sich selber die Todesstrafe verhängt. 

Der letzte, der lebenslängliche Giuseppe, 
wurde im Knast San Gimignano aufgehängt 
gefunden. 

Wir 303 sind übrig. 

Wer ist als nächstes dran? 

Wieso noch länger warten? 

Lass uns handeln! 

Es ist nutzlos sich weiter zu fragen, wel- 
che andere Lebenslängliche sich morgen 
aufhängen wird. 

Es könnte genau du sein. 


Was tun? 


Wenn wir im Schweigen weggehen, einer 
nach dem anderen, machen wir keinen 
Lärm. 

Wieso dann nicht alle zusammen? 

Wieso suchen wir uns nicht einen Termin 
aus an dem wir uns alle gemeinsam auf- 
hängen? 

Ich denke oft daran mich aufzuhängen, 
welcher Lebenslängliche hat nie daran ge- 
dacht? 

Es sollte nicht schwierig sein, es reicht ein 
Bettlaken an den Gittern zu befestigen und 
es zu Ende bringen ... 

Wenn sie uns keine Hoffnung geben, 
wenn sie uns sagen, dass wir unwieder- 
bringlich sind oder Monster, kämpfen wir 
entweder für unsere Freiheit (allerdings 
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ernsthaft mit all unseren Kräften) oder las- 
st es uns lieber zu einem Ende kommen. 

Gerade läuft im Parlament die Diskussi- 
on über eine mögliche Veränderung des Go- 
zzinis-Gesetzes (Anm. d. Ü.: ein Gesetz, 
welches 1986 die Knastordnung reformier- 
te und ähnlich wie in Deutschland Verbes- 
serungsmaßnahme bei Kooperation und 
gutem Verhalten den Inhaftierten anbietet 
und definitiv einen großem Anteil an Ver- 
einzelung und Entsolidarisierung unter den 
Gefangenen hat). Wahrscheinlich wird es 
bald keine Hoffnung mehr im Bezug auf 
dieses Gesetz geben, ein Gesetz, welches 
trotzdem eine zugängliche Realität für uns 
alle darstellte. 

Das wird gut sein, dann werden wir uns 
nicht weiter Illusionen machen und sicher- 
lich wissen, dass wir im Knast sterben wer- 
den. 


Was tun? 


Die einzige Hoffnung für uns sind genau 
wir selber. 

Die ehemaligen Lebenslänglichen hatten 
die reale Hoffnung auf Urlaub, offenen 
Vollzug, Bewährung, wir haben nicht mal 
diese, weil viele Lebenslängliche aufgrund 
von Mafiadelikten verurteilt wurden und 
deshalb keinen Zugang dazu haben. 

Die Hoffnung gibt es für uns nicht, es ist 
unsere Aufgabe, sie zu suchen, entweder im 
Kampf oder im Tod. 

Aber wenn wir weiter nichts tun, wird uns 
diese zerstören. 

Wir sind wie leblos! Wir können nur 
kämpfen, deshalb, verdammt noch mal, las- 
st uns kämpfen! Worauf warten wir noch? 

Wir haben nur diese Tage und dies sind 
die letzten, die uns übrig bleiben. Lasst sie 
uns nutzen, um ein Ende der Strafe zu er- 
reichen. Wir sollten nicht auf die Politiker 
zählen, denn für sie sind wir nur aus- 
tauschbar, um Wahlergebnisse von der Öf- 
fentlichkeit zu bekommen. 

Vor ein paar Tagen kam die Aussage, dass 
sie den folterischen Albis (Anm. d. Ü.: 
Hochsicherheitstrakt Italiens) beschränken 
wollen. 

Aber was wollen sie noch beschränken? 
Nun, nach vielen Jahren in einem solchen 
Regime, sind die Gefangenen, welche die- 
sem ausgesetzt waren, keine Menschen 
mehr, sondern lebende Tote, welche nicht 
mal die Kraft dazu besitzen, sich gegen ih- 
re Folterknechte zur Wehr zusetzen. 

Lasst uns nicht auf die Überwachungs- 
richter zählen. Diese haben Angst, von Po- 
litkern attackiert zu werden und den Kon- 
sens innerhalb der öffentlichen Meinung zu 
verlieren. 

Lasst uns nicht auf die ErzieherInnen, die 
Direktoren oder SozialarbeiterInnen 
zählen. In den meisten Fällen sehen sie uns 
nur als Ursprung ihrer Löhne. 

Lasst uns nur auf uns zählen. Lass uns 
auf die Lebenslänglichen zählen. 


Was tun? 
Alles Mögliche. Es reicht, etwas zu machen 
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anstatt gar nichts! 

Lasst uns auswählen, Hoffnung zu haben. 

Am 1. Dezember diesen Jahres, mit Ernst- 
haftigkeit und Entschlossenheit, wird in je- 
dem Knast ein großer Hungerstreik begin- 
nen, um eine Stellungnahme des europäi- 
sches Parlaments zur Abschaffung des le- 
benslänglich zu fordern. 

Die Lebenslänglichen, die sich entschei- 
den werden, für ein Ende ihrer Strafe zu 
kämpfen und diejenigen, die eine Be- 
schwerde für die Abschaffung des lebens- 
länglich bei dem europäischen Gerichtshof 
eingereicht haben, sollen ihre Beteiligung 
bei der Assoziation Pantagruel, Tavantti 20, 
50134, Firenze, ankündigen. Ihre Website 
ist www.informacarcere.it, sie wird von 
draußen vertreten und euch ein Beteili- 
gungsformular schicken. 

Die Lebenslänglichen im Kampf aus Spole- 
to, August 2008 


Griechenland 


Trotz Lebensgefahr 
keine Haftverschonung 


Der unter einer im Knast entwickelten und 
mit lebensgefährlichen Schocks einherge- 
henden Allergie leidende Christodoulos 
Xiros bleibt weiter im Gefängnis. 


„Der Antrag wird abgelehnt.“ Mit diesen 
Worten, ohne Begründung, entschied am 
Montag, den 1.9.08, der Oberste Gerichtshof 
in Athen, dass einem kranken Gefangenen 
aus dem 17N-Prozess die Verlegung in ein 
Krankenhaus verweigert wird. Christodoulos 
Xiros, bis zu seiner Verhaftung ein kernge- 
sunder Mann, hat im Gefängnis eine Aller- 
gie entwickelt, die ihn in den letzten zwei 
Jahren bereits sechsmal mit den Symptomen 
eines lebensgefährlichen Schocks ins Kran- 
kenhaus gebracht hat. Obwohl behandelnde 
Ärztinnen vor Gericht dieunsachgemäße me- 
dizinische Behandlung unter Gefängnisbe- 
dingungen schilderten und dem Gefangenen 
bei Verbleib im Gefängnis erneute Lebensge- 
fahr bei unweigerlich zu erwartenden weite- 
ren allergischen Schocks attestierten, schick- 
te das Gericht den als mutmaßliches Mitglied 
der ehemaligen griechischen Stadtguerillaor- 
ganisation 17N Verurteilten zurück in die für 
die Politischen geltende Kleingruppenisola- 
tion im unterirdischen Hochsicherheitstrakt. 

„Der Entscheid wundert mich nicht“, kom- 
mentierte Christodoulos Xiros den Richter- 
spruch. Zuvor hatte er dem Gericht sowohl 
seine Krankengeschichte als auch die Grün- 
de dargelegt, warum er trotz seiner offen- 
sichtlichen Gefährdung durch die Haftbedin- 
gungen von der bürgerlichen Justiz weder ei- 
ne Verlegung in den „Normalvollzug“, noch 
in ein Krankenhaus erwarte. „Ich will nicht 
mit Hilfe von Vorwänden dem Gefängnis ent- 
kommen, sondern versuche mein Leben zu 
schützen und eine Behandlung zu erreichen. 


Schließlich kenne ich selbst den Ernst mei- 
ner Lage, aber auch meine Haltung am be- 
sten. Ich will von niemandem irgendeine Ge- 
fälligkeit. Ich fordere lediglich ein, dass die 
gültige Gesetzeslage angewandt wird. Das 
Problem steht für mich auch nicht auf einer 
humanistischen Basis. In vielen Fällen, vor 
allem bei Gefangenen ohne finanzielle Mit- 
tel, bei Migranten und in ähnlichen Fällen, 
zeigt sich die Justiz von ihrer härtesten und 
unmenschlichsten Seite.“ „Selbstverständ- 
lich leugne ich nicht, dass ich ein politischer 
Gegner des Systems bin, ich habe die Kämp- 
fe meines Lebens nie geleugnet und setze sie 
auch im Knast fort. Das ist auch der Grund, 
weswegen ich bestraft wurde und immer 
noch bestraft werde“, erklärte der bekannte 
linke Aktivist Christodoulos Xiros, der zu- 
sammen mit 14 Anderen für eine von ihm 
immer bestrittene Teilnahme an Anschlägen 
der griechischen Stadtguerillaorganisation 
17N zu sechsmal Lebenslänglich verurteilt 
wurde. „Der Staat hat sich allerdings nicht 
auf eine ungerechte und vom Rachegedan- 
ken geleitete Verurteilung beschränkt. Seit 
sieben Jahren hält man uns unter speziellen 
und vernichtenden Bedingungen, die von 
keinem Gesetz gedeckt sind und verschlei- 
ernd ‚besondere Haftbedingungen‘ genannt 
werden.“ 

Obwohl es keine gesetzliche Grundlage 
dafür gibt, sind die noch verbleibenden zehn 
Gefangenen aus dem 17N Verfahren (fünf 
weitere wurden nach Absitzen ihrer Min- 
deststrafe bereits entlassen) seit sieben Jah- 
ren in Kellerverliesen und ohne jeden Kon- 
takt zu anderen Gefangenen eingesperrt. Sie 
verbringen ihre Tage in 12 Quadratmeter 
großen unterirdischen Einzellzellen, von de- 
nen 3 Quadratmeter für die Toilette durch ei- 
ne Zwischenwand abgetrennt sind. Im Toi- 
lettenbereich befindet sich das einzige und 
ebenfalls unterirdische Zellenfenster. Auch 
der 120 Quadratmeter große Hof für den ge- 
meinsamen Hofgang liegt unterirdisch. Einen 
bei schlechtem Wetter nutzbaren Gemein- 
schaftsraum gibt es nicht, der Besuch der Ge- 
meinschaftsräume oder die Nutzung der Ge- 
fängniseinrichtungen wie Bibliothek oder 
Werkstatt in den anderen Trakten des Ge- 
fängnisses ist den Gefangenen aus dem 17N- 
Prozess verboten. Auch die anderen Gefan- 
genen zustehende Rechte, wie ein paar Tage 
Hafturlaub nach einer gewissen Mindestzeit, 
wurden den „Politischen“ bisher mit einem 
durch kein griechisches Gesetz gedeckten 
Verweis aufeine „besondere Schwere der ver- 
übten Straftaten“ verwehrt. 

Nicht nur bei Christodoulos Xiros werden 
die Gefahren irreversibler gesundheitlicher 
Schäden ignoriert. Seinem durch die vorzei- 
tige Explosion einer Bombe und die nachfol- 
gende „Behandlung“ in einem Athener Kran- 
kenhaus schwer geschädigten Bruder Savvas 
Xiros wird trotz zahlreicher Anträge jede Un- 
terbrechung der Strafe zur Behandlung ver- 
wehrt. Im Gefängnis hat er bereits zwei Netz- 
hautablösungen erlitten und droht durch die 
Haftbedingungen auch das wenige ihm noch 
verbleibende Augenlicht vollständig zu ver- 


lieren. Um dieser Gefahr zu begegnen, hat Sa- 

vvas Xiros Klage vor dem Europäischen Ge- 

richtshof für Menschenrechte erhoben. 
Heike Schrader, Athen 


Seine Erfahrungen als Schwerverletzter auf 
der Intensivstation, wo er unmittelbar nach 
seiner Ergreifung durch in- und ausländi- 
sche Verhörspezialisten auseinanderge- 
nommen wurde, hat Savvas Xiros in einem 
Buch verarbeitet, dass seit Dezember 2007 
auch auf deutsch erhältlich ist: 

Savvas Xiros: Guantanamo auf griechisch. 
Zeitgenössische Folter im Rechtsstaat. 
Übersetzt von Heike Schrader. Pahl-Ru- 
genstein-Verlag, Bonn 2007, 129 Seiten, 
13,90 Euro 


Irlands republikani- 
sche Gefangene und 
der politische Status 


Richtigstellung einer Meldung in der 
Jungen Welt 


Arnaldo Otegi, der Sprecher der nationalisti- 
schen, baskischen Partei Batasuna, wurde 
vergangene Woche nach 15 Monaten Haft 
entlassen. Otegi ist ein wichtiger Antiimpe- 
rialist und Revolutionär. Die irisch-republi- 
kanische Bewegung verbindet seit Jahrzehn- 
ten eine tiefe Freundschaft und Sympathie 
mit dem baskischen Volk im Widerstand. Wir 
freuen uns sehr, dass Otegi aus dem Gefäng- 
nis entlassen wurde, und senden ihm und dem 
baskischen Volk revolutionäre Grüße! 

Sowohl der Kampf in Irland als auch jener 
im Baskenland ist international. Und so müs- 
sen wir auch von den Erfahrungen unserer 
revolutionären Freunde und Freundinnen 
lernen. Doch genau in diesem Punkt macht 
Batasuna in den letzten Jahren einen schwe- 
ren Fehler. 

Vor zehn Jahren wurde das Karfreitagsab- 
kommen in Irland unterzeichnet. Die ehema- 
ligen Republikaner und Republikanerinnen 
um die Führung Gerry Adams und Martin 
MecGuiness gaben damit ihren Kampf end- 
gültig auf. Heute lassen sie sich vom Impe- 
rialismus benutzen, das Karfreitagsabkom- 
men als „Friedensprozess“ zu verkaufen. 

Geändert hat sich an der Situation in Irland 
aber wenig. Ganz im Gegenteil, das Abkom- 
men hat die Spaltung in Loyalisten und Na- 
tionalisten dadurch verschärft, indem es die 
Segregation institutionalisiert und britische 
Besatzung einzementiert hat. Immer größere 
Teile der Bevölkerung erkennen nun diese ne- 
gativen Auswirkungen des Abkommens und 
kehren Provisional Sinn Fein den Rücken. 

International lässt sich die Provisional- 
Führung aber weiterhin vom Imperialismus 
hofieren. So war McGuiness allein im letzten 
Jahr mehrere Male im Auftrag der USA im 
Irak, um für das Karfreitagssystem, der insti- 


tutionalisierten Spaltung unter Besatzung 
und illegitimer Regierung zu werben. 

Und auch die baskischen Freiheitskämpfe- 
rinnen und Freiheitskämpfer blicken 
sehnsüchtig nach Irland und glauben in ei- 
nem Abkommen wie dem Karfreitagsabkom- 
men eine Lösung für sich zu sehen. Das er- 
kennt auch der spanische Staat und nützt dies 
so weit wie für ihn hilfreich aus. 

Als Otegi im letzten Jahr nicht nach 
Deutschland zur Rosa-Luxemburg-Konfe- 
renz fahren durfte, ließ der spanische Staat 
ihn lieber die Provisionals in Irland besuchen. 
Er sollte von ihnen lernen, wie man eine re- 
volutionäre, in eine pro-imperialistische 
Gruppierung transformiert. 

In der Ausgabe der Zeitung Junge Welt vom 
8. September 2008 wird aus einer Rede von 
Otegi zitiert. Die Zeitung schreibt: „Dabei 


Bobby Sands - Wandmalerei in Belfast 


dürfe es, wie beim Friedensprozess in Irland 
geschehen, ‚keinen einzigen politischen Ge- 
fangenen mehr’ geben.“ 

Die Situation der Republikanischen Gefan- 
genen ist in Wirklichkeit aber eines der trau- 
rigsten Kapitel des Karfreitagsabkommens. 
Denn 1998 willigten die Provisionals ein, dass 
jeder Gefangene, der das Abkommen unter- 
stützt, freigelassen werden sollte. So wurden 
Hunderte republikanische Gefangene entlas- 
sen. Doch ein großer Teil blieb im Gefängnis, 
denn sie lehnten das Abkommen ab. Ihnen 
wurde der Status von politischen Gefange- 
nen im Zuge des Abkommens aberkannt. Das 
alles mit dem Segen der Führung um Adams 
und McGuiness. 

Der politische Status wurde in den 1970er 
und frühen 1980er Jahren erkämpft. Zuerst 
im Blanket-Protest, als sich die Gefangenen 
weigerten, Gefangenenkleidung zu tragen 
und sich stattdessen ausschließlich in Bett- 
lacken hüllten. Er wurde gefolgt vom 
Schmutzstreik und dem Hungerstreik in den 
Jahren 1980/81. 

Der politische Status war legitim und welt- 
weit wusste man das. Auch die Briten wus- 
sten das, bis an einem Tag im Jahr 1976 ei- 
ne gewissen Margret Thatcher und ihre erz- 
konservative Tory-Regierung kamen und die 
Gefangenen zu Kriminellen abstempelten. 
Kieran Nugent lehnte als erster die Gefange- 
nenkleidung, die politische Gefangene nicht 
tragen müssen, ab. Eher müsse man sie „an 
seinen Rücken nageln“, erklärte er. 


Bobby Sands und neun weitere Gefangene 
starben für den politischen Status. Die Welt 
war mit ihnen. 17 Jahre nach ihrem Tod wa- 
ren es nicht mehr die britischen Konservati- 
ven, die den politischen Status aberkannten, 
sondern die ehemaligen Genossen selbst, die 
mit einer einzigen Unterschrift all das weg- 
wischten, wofür viele in ihrer Basis die größ- 
ten Opfer brachten. Als Dank bekamen sie 
vom britischen Imperialismus einen Platz an 
der Seite des rechtsextremen Rassisten Ian 
Paisley. 

Heute gibt es etwa hundert Republikani- 
sche Gefangene in Maghaberry, in den sechs 
besetzten Counties, und in Portlaoise, dem 
Hochsicherheitsgefängnis im Süden. In Mag- 
haberry, wo fast 50 Gefangene sind, ist der 
Großteil wegen Mitgliedschaft in der Conti- 
nuity IRA und der Real IRA inhaftiert. Dane- 
ben gibt es etliche unabhängige republikani- 
sche Gefangene. Ähnlich sieht es in Portla- 
oise aus, wo ebenso der Großteil C-IRA und 
R-IRA Gefangene sind, daneben ebenso un- 
abhängige und sechs INLA-Gefangene. 

Nach dem Karfreitagsabkommen wurden 
die Gefangenen zuerst in dieselben Trakte wie 
Loyalisten gesperrt. Erst nach einer intensi- 
ven Kampagne inner- und außerhalb der Ge- 
fängnisse wurde dies wieder rückgängig ge- 
macht. 

Die republikanischen Gefängnisflügel wer- 
den durchleuchtet wie von einem Röntgen- 
strahl. So haben die Gefangenen keine Frei- 
heiten oder Privatsphäre. Bis zu über 40 Mal 
pro Tag werden die Gefangenen und ihre Zel- 
len von einer Spezialeinheit namens „Nin- 
jas“ durchsucht. Diese sind bepackt mit voll- 
ständiger Kampfausrüstung und Kampfhun- 
den, die in die Zellen gelassen werden, um zu 
urinieren. 

Außerhalb der Gefängnisse geht es den Ver- 
wandten nicht besser. Auch sie werden über- 
wacht, ihre Wohnungen regelmäßig durch- 
sucht und bedroht. 

Die Gruppe Cabhair ist die republikanische 
Gefangenenhilfsorganisation. Sie unterstützt 
materiell die Gefangenen und ihre Familien 
und verbreitet die Anliegen der Gefangenen 
in der Öffentlichkeit. Die republikanischen 
Gefangenen fordern fünf Punkte: das Recht, 
sich jederzeit bilden zu können, das Recht auf 
Bewegungsfreiheit im Gefängnis, das Recht 
‚Ihren Flügel selbst organisieren zu können, 
das Ende der ununterbrochenen Überwa- 
chung und das Recht auf Besuche ohne Bei- 
sein von Gefängnispersonal und Wachhun- 
den. 

Seitdem Cabhair 1987 gegründet wurde, 
gab es keinen Moment, in dem es nicht Re- 
publikanische Gefangene gab, die Cabhair 
unterstützte. Solange der britische Imperia- 
lismus einen Teil Irlands besetzt hält, solan- 
ge wird es Iren geben, die sich der Besatzung 
widersetzen und dafür eingesperrt werden. 

Auch wenn die Freunde - vom britischen 
Imperialismus bis zu ehemaligen Republika- 
nern und Republikanerinnen - des Karfrei- 
tagsabkommens, das den Republikanischen 
Gefangenen ihre Rechte nahm, ihre Existenz 
in den Hochsicherheitstrakts verneinen, die 
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Republikanischen Gefangenen und ihre Fa- 
milien brauchen unsere Hilfe. 

Vin Shinn Fein Poblachtach/Republican 
Sinn Fein Wien. Published by the Republi- 
can Sinn Fein International Relations Bu- 
reau in Central Europe, www.irish-solida- 
rity.at.tf 

International Relations Bureau in Central 
Europe, Contact: irish-solidarity@gm«x.net 
Web: www.irish-solidarity.at.tf 
www.rsf.ie e www.saoirse.info 

Head Office: 223 Parnell Street, Dublin 1, 
Ireland ® Tel: 872 9747 Fax: 872 9757 e- 
mail: saoirse@iol.ie e Belfast Office: 229 
Falls Road, Belfast, BT12 6FB, Co Antrim, 
Ireland. ®e Tel: 9031 9004 Fax: 9031 9863 


Schottland 
John Bowden befindet 
sich wieder im Knast 


Im Mai diesen Jahres kehrte John Bowden 
nach einem routinemäßigen Freigang für ei- 
nen Einkauf nicht in den Knast zurück. Statt- 
dessen nutze er diese Möglichkeit, welcheihm 
im Rahmen seines halboffenen Vollzugs zur 
Verfügung steht, und entschied sich diesmal 
dazu unterzutauchen. Und dies, obwohl die 
nächste Anhörung für seine Entlassung auf 
Bewährung in naher Zukunft sein sollte. 
Nach drei Wochen im Untergrund wurde 
John am 6. Juni auf einer Farm in der Nähe 
von Glasgow von der Polizei verhaftet. Auf- 
grund eines Hinweises eines Informanten, 
dass er sich auf der Farm aufhalten sollte, ka- 
men dabei auch bewaffnete Anti-Terror-Ein- 
heiten zum Einsatz und schufen damit eine 
angespannte Belagerungssituation. Die 
Angst führte John in diesem Moment dazu 
zu glauben, dass die Beamten völlig zufrie- 
den damit gewesen wären, wenn er nicht le- 
bend aus der Situation herausgekommen wä- 
re. Aber durch die Intervention eines mit- 
fühlenden Journalisten entstand eine Kom- 
munikationslinie und die Belagerung wurde 
nach sieben Stunden friedlich beendet, John 
und eine weitere Person wurden verhaftet. 
Nun befindet er sich wieder im Hochsicher- 
heitsknast Glenochil in Schottland einge- 
sperrt und braucht unsere Unterstützung so- 
wie unsere Solidarität. In den schottischen 
Medien führte dieses Ereignis zu einem 
großen Medienspektakel mit den üblichen er- 
schreckenden Schlagzeilen („Verrückter Axt- 
Mann läuft frei herum” usw.), ohne natürlich 
die Tatsache zu erwähnen, dass John seit ei- 
nem Jahr regelmäßig jeden Monat einen Frei- 
gang hatte und sich auf dem langen Weg be- 
fand, entlassen zu werden. Der Tag der Ver- 
haftung liest sich im Nachhinein eher wie ei- 
ne Western-Belagerungssituation zwischen 
dem Sheriff mit seinen Deputies und einem 
Haufen Desperados, als wie wenn die Polizei 
einen aus einer offenen Vollzugsanstalt ge- 
flüchteten Menschen zurückholen soll. 
John ist ein lebenslänglicher Gefangener 
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und ein Kämpfer, welcher schon seit vielen 
Jahren gegen die Institution Knast rebellierst. 
Eingeknastet wurde er aufgrund eines Mor- 
des, den er als dumm und schrecklichen Feh- 
ler beschreibt, und er hat sein gesamtes Le- 
ben als Erwachsener hinter Gittern verbracht. 
Durch die Inhaftierung hat er sich politisiert 
und immer den Preis für seinen Widerstand 
gegen den Knast mit langen Zeiten in Isola- 
tionshaft, Prügel und Folter bezahlt. Er hat 
sich aber nie brechen lassen und ist einer der 
besten, wortgewandtesten und lautstarken 
Schreiber aus dem Knast, eine Person, die sich 
immer mit aller Kraft für die Rechte der Ge- 
fangenen einsetzt. 

In den ganzen 25 Jahres seiner Inhaftie- 
rung hat John ständige Schikanen und Bru- 
talität durch die Hand des Systems erfahren. 
Als jemand, der nie dazu bereit war und ist 
seine Gedanken und sein Verhalten zu kom- 
promittieren, hat John eine besondere Auf- 
merksamkeit verdient. Im Mai 2007 wurde 
der schottische Strafaussetzungsausschuss in 
einen plumpen Versuch, die Bewährung zu 
vermeiden, involviert, durch eine Behaup- 
tung, dass ABC eine terroristische Gruppe sei 
und John aufgrund seiner Kooperation mit 


sein, das ist schon schrecklich genug, aber für 
die meisten Langstrafenhäftlinge schafft die 
Sicherheit, einen Entlassungstermin zu ha- 
ben, eine definitive Hoffnung aufEntlassung. 
Ein Punkt, an dem die Leiden und das Elend 
enden und sie ihre Freiheit wieder erlangen 
werden. Für diejenigen, die lebenslänglich 
sind, wird es nie eine solche Hoffnung geben. 
Nur eine solche konstante, scheinbar endlo- 
se Zeit im Knast, welche sich nicht über ab- 
gelaufene Tage, Wochen, Monate oder Jahre 
messen lässt, sondern über das körperliche 
Älterwerden und die Traurigkeit des eigenen 
Herzens angesichts ständiger abgewiesener 
Bewährungen und zerstörter Hoffnungen. Si- 
cherlich braucht es eine besondere Form von 
Willenskraft, unter diesen Umstände seine ei- 
genen Menschlichkeit und Vernunft aufrecht 
zuhalten. Und die grausame Ironie des 
Ganzen ist, das diejenigen, die es mit Würde, 
Mut und Anmut überleben, in der Regel die 
sind, welche von den kalten, herzlosen Är- 
schen, die darüber entscheiden, als letztes für 
die Entlassung vorgesehen sind.” 

An der Spitze des Ganzen wurde im Mai 
diesen Jahres während eines routinemäßigen 
Drogentests eine falsche Positivität in Bezug 


Solidaritäts- 
4 aktion in 


WE ARE HERE TO London 


TELL THE PAROLE 
BOARD THAT 


JOHN 


57% BOWDEN 


ihnen mit Terroristen zusammen arbeiten 
würde! Aber dieser Versuch der Denunzie- 
rung schlug fehl, und die Strafvollzugs- 
behörde musste sich entschuldigen. So oder 
so hatte dies trotzdem Auswirkungen, näm- 
lich seine Bewährung wurde verneint und er 
für sechs weitere Monate in den geschlosse- 
nen Vollzug gesperrt. 

In Großbritannien sind lebenslängliche Ge- 
fangenen dem Strafaussetzungsausschuss 
ausgeliefert, welche in der Lage ist, Fristen 
und Termine der Gefangenen zu verschieben, 
wie es ihnen passt. Keine festen Termine zu 
haben, das ist auch eine Art von Folter. Wie 
John es in einem Brief, den er nach seiner er- 
neuten „Verhaftung” schrieb, mitteilt: „Ja, es 
ist extrem demütigen, von gesichtslosen 
Bürokraten abhängig zu sein, um etwas Hoff- 
nung für deine Entlassung zu bekommen. Be- 
sonders wenn du weißt, dass sie überhaupt 
keine Spur von [Empathie] oder Menschlich- 
keit und sicherlich auch keine Ahnung von 
Fairness oder Justiz besitzen. In den Knast 
aufgrund einer langen Strafe eingesperrt zu 


MUST GO FREE 

End attacks on 
politicised 
prisoners 


FRFI 


auf Kokain bei John festgestellt - ein zweiter 
Test stellt hingegen fest, dass er drogenfrei 
war. Unter Zwang und in Angst, dass die 
nächste Schikane, welche seine Entlassung 
vermeiden und ihn wieder ins Hochsicher- 
heitsgefängnis zurückschicken wird, bereits 
in Vorbereitung und auf dem Weg zu ihm 
war, tauchte er ab. 

John ist jetzt mit einer neuen Anklage we- 
gen der Flucht und weil er sich der Festnah- 
me widersetzte konfrontiert, und dies könn- 
te eine große [Gelegenheit] sein, mit der sei- 
ne Entlassung eventuell noch weiter ver- 
schleppt werden wird. Deshalb bleibt es wei- 
terhin unsere Aufgabe, John während dieser 
schwierigen Zeit zu unterstützen und der 
schottischen Strafvollzugsbehörde gegenü- 
ber zu zeigen, dass sie nicht einfach Gefan- 
gene isolieren und verfolgen können. (ABC) 
Schreibt Briefe und Karten: 

John Bowden 

Prison No. 6729 e HM Prison Glenochil 
King OMuir Road e TULLIBODY 

FK10 3AD ® Scotland 


USA 
Briana Waters 
verurteilt 


Briana Waters wurde am 19. Juni diesen Jah- 
res zu sechs Jahren Knast und zusätzlich drei 
Jahre auf Bewährung verurteilt. Festgenom- 
men 30.März 2006 im Rahmen der Operati- 
on „Green Scare” wurde sie durch die Aus- 
sagen von zwei Personen beschuldigt in ei- 
ner Zelle der Earth Liberation Front mitge- 
wirkt zu haben und im Jahr 2001 an einem 
Brandanschlag gegen die Universität von 
Washington beteiligt gewesen zu sein. An der 
Universität wurden Experimente mit gen- 
technisch veränderten Bäumen durchge- 
führt. Briana hat immer durchgehalten, sie ist 
auch Mutter einer dreijährigen Tochter, und 
keine Aussagen gegenüber der Polizei ge- 
macht - deswegen braucht sie unsere volle 
Unterstützung. 

Der Begriff „Green Scare“ (grüner 
Schrecken), der auf den Red Scare in den 
1940ern und 50ern anspielt, bezieht sich auf 
gesetzliche und sondergesetzliche Aktivitä- 
ten der U.S.-Regierung gegen Umwelt- und 
Tierrechtsaktivisten. Wie der Red Scare nutzt 
der Green Scare neue Gesetze und neue Waf- 
fen des Staates, um einige wenige Personen 
hart zu bestrafen, in der Absicht, eine ganze 
Bewegung zu unterdrücken. Im Dezember 
2005 führten Regierungsagenten landeswei- 
te Festnahmen durch, bei denen 14 Personen 
beschuldigt wurden in Verbindung mit Ak- 
tionen der Earth Liberation Front und/oder 
der Animal Liberation Front im Nordwesten 
der USA zu stehen. 

Die Anklagepunkte, welche sich auf Ge- 
schehnisse bis zurück in die Mitte der neun- 
ziger Jahre beziehen, betreffen unter ande- 
rem einen Brandanschlag aus dem Jahre 
1997, bei dem ein Pferdeschlachthof in Ore- 
gon zerstört wurde (die Anlage wurde nicht 
wieder aufgebaut) und mehrere Brände in 
Oregon, Wyoming und Kalifornien, bei de- 
nen Pferche und Transportschächte am „Bu- 
reau of Land Management“ vernichtet wur- 
den (dabei wurden auch Pferde befreit). 

Obwohl kein lebendes Wesen dabei verletzt 
wurde, befand ein Richter, dass einige der 
Brandanschläge als Terrorismus geahndet 
werden. Im November 2006 akzeptierten Nat- 
han Block, Daniel McGowan, Jonathan Paul 
und Joyanna Zacher, die alleinige Verant- 
wortung für ihre Beteiligung an umweltmo- 
tivierten Eigentumsdelikten zu übernehmen, 
gleichzeitig lehnten sie es ab, andere Betei- 
ligte zu belasten, gegen sie auszusagen oder 
den Behörden Informationen zur Verfügung 
zu stellen. Bedauerlicherweise bekannten 
sich andere Beteiligte nach ihrer Festnahme 
schuldig und stellten der Regierung Infor- 
mationen zur Verfügung. Um Strafmilderung 
zu erhalten, willigten sie ein, mit dem Staat 
in laufenden Verfahren gegen die ELF/ALF 
zu kooperieren. Diese Individuen werden 
selbstverständlich nicht unterstützt. 
Weitere Infos: 


Schreibt Briefe und Karten: 
Briana Waters 36432-086 
FCI Danbury 
Federal Correctional Institution 
Route 37 
Danbury, CT 06811, USA 


Österreichische Tier- 
SchützerInnen freige- 
lassen 


Die seit dem 21. Mai in Untersuchungshaft 
sitzenden restlichen neun von ursprünglich 
zehn österreichischen TierrechtlerInnen sind 
jetzt überraschend freigelassen worden. 

Die TierrechtlerInnen waren nach 8278a 
des österreichischen StGB festgenommen 
worden, der die Bildung krimineller Vereini- 
gungen mit bis zu fünf Jahren Haft bestraft 
und zu den sog. Vereinigungsparagraphen 
SS278a-d gehört, die mit den deutschen 
88129 bzw. 129a vergleichbar sind. Der an 
sich gegen Organisierte Kriminalität gerich- 
tete $278a wird in Österreich auch als „An- 
ti-Mafia-Paragraf“ bezeichnet. 

Den Beschuldigten wird die Beteiligung an 
Buttersäureattentaten und Brandanschlägen 
gegen Kleiderhandelsketten und Tierfarmen 
vorgeworfen, die über 600.000 Euro Schaden 
verursacht haben sollen. Den TierrechtlerIn- 
nen wurde u.a. zum Verhängnis, dass sie E- 
Mails und Festplatten verschlüsselt hatten - 
dies wurde in der Argumentation der Staats- 
anwaltschaft zur Verdunkelungsgefahr und 
begründe also die Untersuchungshaft. Als Re- 
aktion darauf riefen die IG Kultur Österreich 
und das freie Wiener Radio ORANGE 94.0 im 
Juni zu „dezentralen Verschlüsselungstagen“ 
auf. Es sollte der Bürgerservice des öster- 
reichischen Innenministeriums mit ver- 
schlüsselten E-Mails zu überschüttet werden. 

Die Begründungen für die Vorwürfe waren 
so vage, dass eine internationale Protestwel- 
le einsetzte. Die grüne Nationalratsabgeord- 
nete Brigid Weinzinger hatte den Behörden 
bei einer Pressekonferenz nach den Verhaf- 
tungen vorgehalten, dass nach elfjähriger Er- 
mittlungstätigkeit der Polizei die Untersu- 
chungshaft nicht mit konkreten Tatvorwür- 
fen, sondern mit Verdunkelungs- und Tatbe- 
gehungsgefahr begründet wurde. Weinzierl 
kritisierte, dass außer „einem But- 
tersäureanschlag, dem Verkleben ei- 
nes Schlosses sowie der Bedrohung #&% 
einer Pressesprecherin eines Unter- 
nehmens“ nichts zur Last gelegt wur- 
de. „Dafür wurde eine nebulöse ‚kri- 
minelle Organisation‘ konstruiert‘. 

Zahlreiche Prominente, Parteien 
und Organisationen hatten gegen die 
Festnahmen protestiert und gefor- 
dert, dass das Recht auf freie Mei- 
nungsäußerung und politische 
Betätigung respektiert werden müs- 
se. Unter den Festgenommenen war 


auch der Vorsitzende des Vereins gegen Tier- 
fabriken (VGT) Dr. Martin Balluch, der von 
den österreichischen Grünen inzwischen als 
Kandidat für die Nationalratswahlen nomi- 
niert wurde, sowie Sabine Koch, Mitarbeite- 
rin von Radio Orange 94.0, die aus der U- 
Haft für die Wiener Landesliste der Grünen 
kandidierte. 

Amnesty International Österreich kritisier- 
te die Anwendung des Vereinigungsparagra- 
fen 8278a und weist in einer eigenen Er- 
klärung vom 4. Juni darauf hin, dass Amne- 
sty auch schon in einer Stellungnahme zur 
Änderung des Paragrafen im Jahr 2002 die 
unklare Definition der Organisierten Krimi- 
nalität, die dem 8278a zugrunde liegt, 
bemängelt habe. Amnesty International ist 
daher irritiert darüber, dass die angeblich vor- 
liegende, konkrete Beweislage nicht in ent- 
sprechende Strafverfahren wegen Sachbe- 
schädigung, Nötigung bzw. gefährliche Dro- 
hung mündet, sondern das, aus unserer Per- 
spektive problematisch unbestimmte Ge- 
samtdelikt der Mitgliedschaft in einer krimi- 
nellen Organisation verfolgt zu werden 
scheint. 

Offenbar führte nun eine Beschwerde der 
Staatsanwaltschaft Wiener Neustadt gegen 
die Freilassung des ersten der zehn am 13. 
August dazu, dass die für die Haftbeschwer- 
de zuständige Oberstaatsanwaltschaft nicht 
nur die Freilassung des ersten Tierrechtlers 
als rechtmäßig einstufte ‚sondern auch gleich 
noch für alle anderen verfügte. 

Auf Radio Orange 94.0 in Wien wurde ge- 
stern morgen das erste Interview mit einer 
der Freigelassenen, Sabine, gesendet (mp3): 

„Es war total überraschend, ich habe über- 
haupt nicht damit gerechnet. Plötzlich geht 
meine Tür auf und die Beamtin sagt zu mir: 
‚Sie können nachhause gehen, Sie werden’s 
nicht glauben: (...) Das war drei Stunden nach 
meinem Besuch, wo ich noch an der Ple- 
xiglaswand meine FreundInnen gesehen und 
mich von ihnen verabschiedet habe.“ 

Auch bei Radio Orange: Interview mit Mar- 
tin Balluch nach seiner Freilassung (5:15 Min, 
mp3)und Mitschnitt der Pressekonferenz 
nach der Entlassung mit dem Beschuldigten 
Martin Balluch und den grünen National- 
ratsabgeordneten Brigid Weinzinger und Pe- 
ter Pilz (59:40 Min, mp3) 

Feature bei Indymedia Österreich: Repres- 
sion gegen Tierrechtsaktivist_innen: „Ge- 
meint sind wir alle!“ 
ENTFERNMICH.annalist@riseup.net 
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Casellas beendete Hunger- 
streik — Spanische Behörden 
zum Einlenken genötigt 


Nach 76 Tagen hat der katalanische Anar- 
chist Amadeu Casellas am vergangenen Frei- 
tag seinen Hungerstreik beendet. Zuvor hat- 
ten die spanischen Strafbehörden endlich 
eingelenkt und seinen Forderungen nachge- 
geben. 

Nach seiner Genesung wird Casellas nun in 
drei Stufen Hafterleichterung gewährt wer- 
den. Zunächst erhält er gewisse Zugeständ- 
nisse wie Freigänge. Danach wird er nach Ar- 
tikel 100.2 der Strafordnung behandelt, was 
die eingeschränkte Einstufung als Gefange- 
ner dritten Grades (tercer grado) bedeutet, 
und schließlich soll er die volle Einstufung 
erhalten, was unter anderem die Verlegung 
in den offenen Vollzug ermöglicht. 

Obwohl nach geltendem spanischen Straf- 
recht zwanzig Jahre Gefängnis die Stra- 
fobergrenze sind - Casellas sitzt seit 23 Jah- 
ren im Knast und ist damit der am längsten 
inhaftierte politische Gefangene in Kataloni- 
en - hatte man ihm mit Verweis auf frühere 
Fluchtversuche die Einstufung als »tercer gra- 
do« und damit Haftverkürzung oder zumin- 
dest offenen Vollzug versagt. Daraufhin ver- 
weigerte Casellas seit dem 23. Juni die Nah- 
rungsaufnahme, die für ihn letzte Möglich- 
keit, seiner Stimme Gehör zu verschaffen. 
Diesmal bis zur letzten Konsequenz (Libertäd 
o Muerte! - Freiheit oder Tod!), nachdem er 
frühere Hungerstreiks nach später nicht ein- 
gehaltenen Versprechungen der Gefängnis- 
direktion wieder abgebrochen hatte. Nicht 
zuletzt die breite Unterstützung, die Casellas 
von seiner Familie und GenossInnen außer- 
halb der Gefängnismauern erhalten hat, und 
die Mobilisierungen und Protestaktionen ha- 
ben diesen Erfolg ermöglicht, auch wenn die 
unverantwortliche und unnachgiebige Hal- 
tung der katalanischen Strafbehörden die Ge- 
sundheit und das Leben von Casellas ernst- 
haft in Gefahr gebracht haben. 

Andreas Knobloch, ND, 10.9.08 


Ägypten: Schauprozess gegen 
die „Mahalla 49" 


Am 9. August eröffnete ein Notstands- 
Staatssicherheitsgericht einen Prozess ge- 
gen 49 Menschen wegen Verstoßes gegen 
zahlreiche Bestimmungen des Notstandsre- 
gimes. Der Prozess wurde auf den 6. Sep- 
tember vertagt. Die Angeklagten waren im 
Zusammenhang des großen Streiks in der 
ägyptischen Textilindustrie Anfang April 
verhaftet worden. Damals waren u.a. die 
27.000 Beschäftigten der größten Textilfa- 
brik des Nahen Ostens in Mahalla in den 
Streik getreten, um angesichts der rasant 
steigenden Lebensmittelpreise eine Er- 
höhung des seit 1984 stagnierenden Min- 
destlohns zu fordern. Organisiert wurde der 
Streik von der unabhängigen Gewerkschaft 
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„Textilarbeiterbund“, die im Jahr zuvor 
nach einer Reihe erfolgreicher Fabrikbeset- 
zungen gegründet worden war. Nach dem 
Streikaufruf umzingelten Tausende Sicher- 
heitskräfte das Fabrikgelände, daraufhin 
demonstrierten die Einwohner der Stadt in 
Solidarität mit den Textilarbeitern und ge- 
gen die Lebensmittelpreise zwei Tage lang. 
Die Sicherheitskräfte gingen mit Schlag- 
stöcken, Tränengas, Wasserwerfern, Gum- 
migeschossen und scharfer Munition gegen 
die Demonstrationen vor, töteten drei Men- 
schen und verletzten Hunderte. Bei der 
anschließenden Durchsuchung der ganzen 
Stadt wurden mehrere hundert Menschen 
verhaftet, darunter die Organisatoren des 
Streiks. Viele wurden aufgrund auch inter- 
nationaler Proteste freigelassen, Dutzende 
andere sitzen, meist ohne Anklage, noch im 
Gefängnis. Die Freigelassenen berichteten 
von Folter durch schwere Schläge, Elek- 
troschocks und sexuellen Missbrauchs. 
Auch die jetzt Angeklagten berichteten 
am ersten Prozesstag von schweren Mis- 
shandlungen; das Gericht weigerte sich je- 
doch, die Foltervorwürfe aufzunehmen. 
Soldaten patrouillieren um das Gerichtsge- 
bäude, die Angeklagten sind in Käfige zur 
Schau gestellt. Menschenrechtsorganisa- 
tionen wie Human Right Watch und Am- 
nesty International sprechen von einem 
Schauprozess und fordern die sofortige 
Freilassung der Angeklagten und aller an- 
deren Inhaftierten, weil das Gericht, das in- 
ternationalen Mindeststandards nicht 
genügt, kein faires Verfahren gewährleistet. 
Es weigerte sich z.B. auch, Anordnungen 
der Staatsanwaltschaft zu folgen und eini- 
ge Gefangene freizulassen. Den Angeklag- 
ten drohen zwischen sechs und zehn Jah- 
ren Zwangsarbeit. Ägyptische und interna- 
tionale Gewerkschaften rufen zur Solida- 
rität auf. 
Mehr Infos: 
http://mahalla49.wordpress.com; 


Ergänzung vom Prozesstag vom 6.9.: 
Entlastende Aussagen ignoriert 


Das Notstands-Staatssicherheitsgericht in 
Tanta ignoriert entlastende Aussagen im 
Schauprozess gegen die Mahalla 49, berich- 
tet die Daily News Egypt, die einzige unab- 
hängige ägyptische Tageszeitung in engli- 
scher Sprache. Der 19-jährige Student 
Mahmoud Ibrahim beispielsweise arbeitet als 
Hausmeister. Er wurde drei Tage nach dem 
Aufstand in Mahalla festgenommen, obwohl 
sein Chef bestätigte, dass er zur fraglichen 
Zeit gearbeitet hatte. 

So wie Mahmoud Ibrahim wurde auch kein 
anderer der 49 Angeklagten am 6. oder 7. 
April in flagranti festgenommen, sondern erst 
während der Razzien in Mahalla zwischen 
dem 13. und 18. April. Rechtsanwälte und 
Menschenrechtsgruppen haben diese Razzi- 
en kritisiert und wiederholt darauf hinge- 
wiesen, dass die Angeklagten von Folter 
durch die Polizei währenddessen und danach 
berichtet hatten. Die Vorwürfe sind bisher 
nicht von dem Gericht untersucht worden. 
Die Polizeibeamten, die am ersten Verhand- 
lungstag als Zeugen auftraten, gaben auf 
Nachfragen zu den Details der Anklage an, 
sich nicht erinnern zu können oder verwie- 
sen auf ihre schriftlichen Aussagen. 


Iran: 300 Gefangene seit 
neun Tagen im Hungerstreik 


Aus Protest gegen die Todesstrafe und die 
Haftbedingungen befinden sich ca. 300 Ge- 
fangene der PKK und der PJAK seit neun Ta- 
gen im Hungerstreik. Die Aktion läuft unter 
dem Motto“Berxwedan Jiyane - Widerstand 
heißt Leben” in mehreren Gefängnissen, u.a. 
in Urmiye, Kereg, Mahabad, Sine und Kir- 
mansan. Der Druck des Staates hat sich an- 
gesichts der Aktion erhöht. So wurden Ge- 
fangene in Sine in ihren Zellen von Soldaten 
mit Schlagstöcken angegriffen. Inventar wie 
Bücher und Zeitungen wurden beschla- 
gnahmt. Zeynap Bayzidi, die wegen des Vor- 
wurfs, Mitglieder für die PJAK geworben zu 
haben, inhaftiert ist, befindet sich bereits seit 
17 Tagen im Hungerstreik. Weil sie kein Ge- 
ständnis abgelegt hat, wurde sie schwer ge- 
foltert. Allein im August sind im Iran 32 Per- 
sonen hingerichtet worden. 
Quelle: ÖP/ANF, 01.09.2008, ISKU 


Kundgebung + Demo 
zur Freilassung von 
Onder Dolutas 


Als asylberechtigter und integrierter 
Staatsbürger von Großbritannien befindet 
sich Önder Dolutas, seit seiner Einreise in 
die BRD am 23. Mai, in Auslieferungshaft 
im JVA in Wöllstein/Bad Kreuznach. Seit- 


dem wird gegen ?hn, wegen einems schein- 
heiligen „Interpol-Ersuchens“ des türki- 
schen Staates, ermittelt. 

Das Oberlandesgericht Koblenz hat nun 
darüber zu entscheiden, ob er freigelassen 
oder in die Folterkammer des faschistischen 
Regimes abgeschoben wird. Die Bundesre- 
gierung, die Justizbehörden der BRD und 
das Oberlandesgericht in Koblenz missach- 
ten bis jetzt die Regelungen der GenferKon- 
vention und die internationalen Abkom- 
men für Flüchtlinge. Eine Auslieferung in 
diesem Falle, wäre nicht nur die erklärte 
Abschaffung des Flüchtlingsrechtes, son- 
dern auch die Anerkennung eines rechts- 
staatswidrigen Prozesses vor einem türki- 
schen Sondergericht. Der Antrag seines An- 
waltes vom 19. August 08 zur Freilassung 
wurde mit der Begründung abgelehnt, 
„dass die Ermittlungen noch nicht voll- 
ständig abgeschlossen wären“. Diese Ent- 
wicklung ist leider ein weiterer negativer 
Punkt in dieser Sache. Es ist gleichzeitig ein 
Grund mehr für eine erhöhte internationa- 
le Solidarität. 

Mehr Infos unter dazu: 
online.net/freeonder.html 


www.atik- 


Politische Biografie von 


Onder Dolutas 

Önder Dolutas wurde am 11.08.1977 in Si- 
vas geboren. Er ist Sohn einer alevitisch- 
kurdischen Familie. Als Student an Uni- 
versität Istanbul wurde er politisch aktiv. 
Im Jahre 1998 wurde er bei einer legalen 
Demonstration am 1. Mai verhaftet. Die Be- 
gründung war, dass er Studentenvereini- 
gungen der Universität Istanbuls angehö- 
re. Nachdem ersich mehrfach gefoltert wor- 
den war, wurde er zwei Monate in der Straf- 
anstalt Umraniye festgehalten. Bei den Ra- 
zzien im Jahre 1999 gegen die Linke Ju- 
gendorganisation Marxistisch-Leninisti- 
sche Jugendunion der Türkei (TMLGB) der 
Kommunistischen Partei der Türkei / Mar- 
xistisch-Leninistisch (TKP/ML) wurde er 
noch einmal verhaftet. Danach war er neun 
Tage der berüchtigten Folter der türkischen 
Polizei schutzlos ausgesetzt. 

Er wurde jedoch nach neun Tagen frei- 
gelassen. Eines der zwei Verfahren, die ge- 
gen ihn laufen, ist verjährt. Da das zweite 
Verfahren nicht in Berufung ging, bekam 


er ein Hafturteil von 12 Jahren und 6 Mo- 
naten. Wobei alle anderen Angeklagten mit 
Erfolg in die Berufung gegangen sind und 
dieser Fall mittlerweile erneut verhandelt 
werden muss, weil eindeutig festgestellt 
wurde, dass die Aussagen der meisten An- 
geklagten unter Polizeiverhör und mit mas- 
siver Foltergewalt erzwungen worden sind. 

Önder Dolutas bekam im Jahre 2000 sei- 
nen Abschluss an der Universität Istanbul. 
Er beantragte im Jahr 2001 als politischer 
Flüchtling in England Asyl. 2003 bekam er 
die Genehmigung sich in England nieder- 
zulassen und fing an der Brunel Univer- 
sität/London sein Studium als Informati- 
kingenieur an. Zurzeit erwirbt er seinen 
Doktortitel in London. 

Dolutas wurde im Jahr 2006, als er sein 
Praktikum im 3. Jahr absolvierte, durch die 
Aufforderung seiner Auslieferung an die 
Türkische Republik in seiner Wohnung in 
London durch die englische Polizei verhaf- 
tet. In der Verhandlung am nächsten Tag 
wurde er mit dem Urteil, jeden zweiten Tag 
zur Unterschrift zu erscheinen, freigelassen, 
diese Auflage wurde aber später aufgeho- 
ben. 

Die bis Mai 2006 gelaufene Verhandlung 
ist mit der Begründung, dass die türkische 
Regierung die aufgeforderten Antworten 
nicht an die englischen Behörden vermit- 
telt hat, verjährt. Nach diesem Prozess be- 
antragte Dolutas die englische Staatsan- 
gehörigkeit. Er bekam nach zwei Jahren die 
positive Antwort und bekam im März 2008 
seine Einbürgerungsurkunde. Jedoch dau- 
ert der Prozess im normalen Fall der Ein- 
bürgerung nur drei Monate. 

Dolutas war in der Vergangenheit mehr- 
mals nach Deutschland ein- und ausgereist. 
Am 23. Mai war er über den Flughafen 
Frankfurt-Hahn nach Deutschland geflo- 
gen, wobei er am nächsten Tag an einer po- 
litischen Veranstaltung in Deutschland teil- 
nehmen wollte. Er wurde wegen des „In- 
terpolgesuches zur Auslieferung in die Tür- 
kei“ in Deutschland festgenommen und be- 
findet sich zurzeit in Wöllstein (Reinland- 
Pfalz) unter Auslieferungshaft, wo er auf 
die Entscheidung in der Verhandlung des 
Oberlandesgerichts in Koblenz wartet. 


Freiheit für Önder Dolutas! 


Am Freitag dem 23. Mai 2008 wurde Ön- 
der Dolutas am Flughafen 
Frankfurt-Hahn wegen „ei- 
nes Auslieferungsgesuches 
des türkischen Staates über 
Interpol“ in Haft genommen. 
Er sitzt seit dem in Ausliefe- 
rungshaft. 

Aus diesem türkischen 
Haftbefehl geht hervor, dass 
Önder Dolutas in der Türkei 
in seiner Abwesenheit zu 
zwölfeinhalb Jahren Haft 
verurteilt worden ist. Dieses 
Urteil wurde wegen „unter 
Folter aufgenommenen Aus- 
sagen“ und festgestellter Un- 


rechtmäßigkeiten mittlerweile durch das 
Revisionsgericht in Ankara aufgehoben, es 
wird nun neu verhandelt. 

Die Mitangeklagten und Önder Dolutas 
haben wegen der erlittenen Folter und Mis- 
shandlung die Türkei vor dem Europäischen 
Gerichtshof in Straßburg angeklagt. Die 
Türkei wurde in dem Prozess unter ande- 
rem zu einer Schmerzensgeldzahlung an 
Önder Dolutas und seine Genossen verur- 
teilt. 

Önder Dolutas ist 2001 nach erlittener 
Folter in der Türkei nach Großbritannien 
geflüchtet und lebt dort seit dem dort als 
anerkannter Flüchtling. Er ist sogar briti- 
scher Staatsbürger, dies schützt ihn aber 
nicht vor einer Auslieferung in die Türkei. 
Im Jahr 2006 hat Großbritannien ein Aus- 
lieferungsersuchen der Türkei abgelehnt, da 
Önder Dolutas Verurteilung durch unter 
Folter erzwungenen Aussagen zustande 
kam. 

Aufgrund seiner progressiven Persön- 
lichkeit und seiner oppositionellen Haltung 
gegenüber dem türkischen Staat während 
seiner Studienzeit an der Universität in Ist- 
anbul, wurde er in der Türkei öfter verhaf- 
tet. Er war der staatlichen Repression und 
der gefürchteten Folter mehrfach schutzlos 
ausgeliefert. Lassen wir nicht zu, dass ihm 
dieses Schicksaal wieder droht! Solidari- 
siert euch, macht mit bei Aktionen oder 
schreibt Protestfaxe, denn Solidarität hilft 
siegen! 

Mehr Infos unter: www.atik-online.net 
Protestfaxe an Bundesministerium der Ju- 
stiz Fax: (030) 18 580 - 9525 E-Mail: pu- 
blikationen@bmj.bund.de 


Tragt den politischen 
Schauprozess in 
Stammheim an die 
Offentlichkeit! 


Fernab von der Öffentlichkeit spielt sich der- 
zeit in Stuttgart-Stammheim ein politischer 
Schauprozess ab, welcher im Falle von Ver- 
urteilungen weitreichende Konsequenzen für 
migrantische Organisationen und generell 
für internationalistische Betätigung haben 
kann. 

Es handelt sich hierbei um einen Prozess, 
bei dem fünf Linke mithilfe des Paragraphen 
129b die Mitgliedschaft in einer verbotenen 
ausländischen Organisation - konkret der 
marxistisch-leninistischen DHKP-C (Revolu- 
tionäre Volksbefreiungspartei-Front) - vor- 
geworfen wird und der bisher mit Men- 
schenrechtsverletzungen, Isolationshaft, 
Willkür und „juristischen“ Absurditäten von 
sich Reden gemacht hat. 

Aktuell findetim Rahmen des Prozesses seit 
dem 28. Juli 2008 die Anhörung des Haupt- 
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belastungszeugen Hüseyin Hiram statt. Die- 
ser ist ein ehemaliger Doppelagent des türki- 
schen und deutschen Geheimdienstes, wel- 
cher laut psychologischem Gutachter nur 
teilweise vernehmungsfähig ist, da er an 
Schizophrenie leidet und Wahnvorstellungen 
hat. 

Derzeit spielt sich in Stammheim eine Far- 
ce ab, die an Absurdität und Lächerlichkeit 
nur schwer zu überbieten ist. 

So macht der Zeuge nicht selbstständig An- 
gaben, sondern antwortet nur auf die offen- 
sichtlichen Suggestivfragen des Gerichts. Zu- 
dem stehen seine jetzigen Aussagen oftmals 
im krassen Widerspruch zu bereits gemach- 
ten Aussagen oder der Zeuge gibt an, sich an 
diese nicht zu erinnern, oder er revidiert be- 
stimmte Aussagen komplett. 

Nach Beobachtung der bisherigen Prozes- 
stage war eindeutig festzustellen, dass dieser 
Zeuge, auf dessen Aussagen die Anklage 
hauptsächlich beruht, nicht glaubwürdig und 
den Angeklagten gegenüber feindselig ein- 
gestellt ist. 

Darüber hinaus kann vom Senat nichtmehr 
behauptet werden, dass dieser Prozess der 
Wahrheitsfindung dienen soll, wenn der 
Hauptbelastungszeuge psychisch krank, 
stark medikamentiert und voreingenommen 
ist und seine Antworten durch die Art und 
Weise der Fragen des Senates schon vorge- 
geben werden. 

Neben der aktuellen Entwicklung dauern 
die Menschenrechtsverletzungen und die Iso- 
lationshaft an: 

Der Gefangene Mustafa Atalay, der zwei 
Wochen vor seiner Verhaftung am 15. No- 
vember 2006 in der Rehaklinik von Bad Be- 
vensen eine Herzoperation über sich ergehen 
lassen musste, bei der ihm Bypässe gelegt 
worden waren, befindet sich seitdem in Iso- 
lationshaft. Die durch die Operation geöffne- 
ten Herzgefäße sind aufgrund der Haftbe- 
dingungen wieder verstopft. Statt einer not- 
wendigen zweiten Operation zur Öffnung der 
Gefäße wurden ihm lediglich Stands gelegt, 
die keine dauerhafte Lösung darstellen. 

Drei unabhängige GutachterInnen haben 
beim Gefangenen Ilhan Demirtas eine Psy- 
chose diagnostiziert. Ein vom Gericht beauf- 
tragter Arzt jedoch unterstellt dem Gefange- 
nen Demirtas, dass er seine Leiden nur simu- 
liere, um bessere Haftbedingungen zu erhal- 
ten. 

Die drei weiteren Gefangenen - Ahmet 
Düzgün Yüksel, Hasan Subasi und Devrim 
Güler - befinden sich weiterhin in Isolati- 
onshaft, welche bekanntlich international als 
Folter geächtet ist. 

Wir rufen dazu auf, der eigenen politischen 
und menschlichen Verantwortung hinsicht- 
lich dieses Justizskandals nachzukommen 
und den Prozess - insbesondere die anste- 
henden Prozesstage am 15.09., 17.09., 22.09. 
und 24.09. - näher zu verfolgen, nach Mög- 
lichkeit an diesen teilzunehmen oder im Rah- 
men der zur Verfügung stehenden Möglich- 
keiten dazu beizutragen, dass der Stamm- 
heim-Prozess an die Öffentlichkeit gelangt. 
Weg mit den 58129! 
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Freiheit für Mustafa Atalay, Ahmet Düzgün 
Yüksel, IIhan Demirtas, Devrim Güler und 
Hasan Subasi! 

Freiheit für alle politischen Gefangenen! 
Komitee gegen $5129 


Brief von Devrim Güler vom 


26. August ans Gefangenen Info 
Devrim ist einer von fünf Gefangenen, 
der wegen 8129b zu Zeit in Stuttgart- 
Stammheim Prozess hat. 


Liebe Freundinnen und Freunde, 

ich bedanke mich für die Gefangenen In- 
fos, die ich am 12.August erhalten habe und 
hoffe, dass ihr meine späte Antwort nicht als 
Unhöflichkeit auffasst, 

Die Gefangenen Infos ist eine wirklich in- 
teressante Zeitschrift, die zu lesen für jeden 
halbwegs politischen Gefangenen eine Freu- 
de sein dürfte, zumal ich meine, mich zu er- 
innern zu können, diese Zeitschrift auch 
draußen einige Male gelesen zu haben. 

Ich habe nicht vor, jeden Artikel aus der 
Zeitschrift zu kommentieren, doch möchte 
ich zur Nachricht bezüglich der Demo zum 
5.Juli sagen, dass ich zwar gehört hatte, dass 
an diesem Tag eine gegen die „Terrorpara- 
grafen“ stattgefunden hat, auch, das sich dar- 
an mehrere hundert Menschen beteiligt hat- 
ten;ich hatte aber keine Ahnung von der pro- 
vokativen und aggressiven Haltung der Po- 
lizei gegenüber den Teilnehmern, deren ein- 
ziger Anliegen der Gebrauch ihres demokra- 
tischen Rechts gegen die Repressionen des 
Staates war. 

Liebe FreundInnen, ich denke, es ist uns al- 
len bewusst, dass die Herrschenden - in Zei- 
ten der steigenden sozialen Verelendung von 
Millionen Menschen im eigenen Land und 
der immer unmenschlichere Ausmaße zu- 
nehmenden imperialistischen Kriege und 
Massaker seitens derselben, wie beispielwei- 
se in Irak, Afghanistan und der Türkei/Kur- 
distan - dazu verdammt sind, noch skrupel- 
loser gegen die eigene Bevölkerung bzw. Bür- 
ger vorzugehen, „Terrorgesetze“ zu verab- 
schieden und die Grundrechte weiter auszu- 
hebeln, um die dreckigen Interessen des aus- 
geuferten Finanzkapital weiterhin garantie- 
ren zu können. 

Es ist also nichts Verwunderliches daran, 
dass der Staat immer perverser gegen fort- 
schrittlich-revolutionäre Kräfte vorgeht. 

Viel [verJwunderlicher wäre es, wenn die- 
se Kräfte den Angriffen des Staates nicht 
standhalten und entsprechend entschlossen 
antworten könnten, zumal in diesem Land 
selbst in den dunkelsten Jahren des Hitler- 
Faschismus Tausende Anti-Faschisten, Revo- 
lutionäre und Kommunisten gekämpft und 
Widerstand geleistet haben. So werden wir 
auch heute verstehen, dass anti-faschistische 
und anti-imperialistische Erbe der dreißiger 
und vierziger, sowie das Erbe der siebziger- 
achtziger Jahre fortzuführen ‚„,, 

Zuletzt möchte ich mit eurer Hilfe meine 
Wut und Empörung über das brutale Vorge- 
hen der Polizei gegen die Teilnehmer der De- 


mo vom 5. Juli zum Ausdruck bringen und 
mich bei den verletzten Freundinnen und 
Freunde und allen anderen Freunden für ih- 
re Solidarität bedanken. 

Ich sende euch meine lieben Grüße und 
wünsche euch Erfolg ... 
Devrim Güler 
Asperger Straße 60, 70439 Stuttgart 


Finanzamt im Dienste des 
Verfassungsschutz 


Das Frankfurter Finanzamt III will dem 
Dritte Welt Haus e.V. rückwirkend für die 
Jahre 2003 bis 2007 die Gemeinnützigkeit 
entziehen. Dies teilte das Finanzamt dem 
Vereinsvorstand im Februar und Juni mit. 
Begründet wird der Entzug der Gem- 
einnützigkeit damit, dass im Dritte Welt 
Haus neben so unterschiedlichen Gruppen 
wie z.B. der Kaffeekampagne für Chiapas, 
der Frankfurter Attac-Gruppe, dem Bünd- 
nis gegen Abschiebungen und dem Verein 
der Arbeiter aus der Türkei auch die „In- 
itiative Libertad - Freiheit für die politi- 
schen Gefangenen“ vertreten ist. Das Fi- 
nanzamt führt an, diese Gruppe werde in 
einigen Verfassungsschutzberichten unter 
der Rubrik „Linksextremismus“ geführt 
und dort in Zusammenhang mit der seit 10 
Jahren aufgelösten „Roten Armee Frakti- 
on“ genannt. 

Diesen ungeheuren Versuch politischer 
Disziplinierung und Ausgrenzung machte 
das DWH jetzt öffentlich. 

Für das DWH bedeutet dies eine mögli- 
che „geldwerte Forderung“ des Finanzam- 
tes in erheblicher Höhe. Auch würden Un- 
terstützerInnen des DWH ihre Spenden ein- 
stellen, da sie keine Spendenquittung mehr 
erhalten würden. Dem DWH wäre damit die 
finanzielle Grundlage für seine Tätigkeit 
und für die Anmietung von Räumen ent- 
zogen. 

Begründet wird dieses Vorgehen mit der 
angeblichen Verfassungsfeindlichkeit „In- 
itiative Libertad - Freiheit für die politi- 
schen Gefangenen!“, die einen Raum im 
Dritte Welt Haus angemietet hat. 

Das DWH vermutet, dass die Initiative des 
Finanzamts sich auch gegen andere Verei- 
ne richtet, die als „linksextremistisch“ ein- 
gestuft werden. Die Aktivitäten der Fi- 
nanzbehörden sind der offene Versuch, un- 
ter dem Deckmantel des staatlichen 
„Kampfes gegen Rechts“ ihr autoritäres Ge- 
sellschaftsverständnis gegen soziale Bewe- 
gungen durchzusetzen, die tagtäglich für 
ein solidarisches und menschliches Mitein- 
ander einstehen. 

Das DWH ruft alle auf, gegen dieses zu- 
tiefst undemokratische Vorgehen des hes- 
sischen Finanzministeriums zu protestie- 
ren. Vereine, die auch von einem ähnlichen 
Vorgehen der Behörden betroffen sind, wer- 
den gebeten, sich mit dem DWH in Verbin- 
dung zu setzen, damit gemeinsam gegen 
diesen Angriff auf die sozialen Bewegun- 


gen vorgegangen werden kann. 

Siehe die Presseerklärung des DWH und 
die Dokumentation des behördlichen Über- 
griffs: 
http://www.drittewelthaus.de/Finanz- 
amt_gegen_DWH 
http://www.linksnavigator.de/drupal/re- 
gional/Finanzamt_gegen_DWH 


Prozess gegen 
Nadine T. 


Am Dienstag den 16.09. um 11 Uhr findet 
vor dem Amtsgericht Bielefeld, 4.Stock, Ge- 
richtsstraße 6,Raum 4056, Prozess gegen 
Nadine T. statt. Nadine ist Repräsentantin 
der Interessenvertretung Inhaftierter (Iv.I.) 
in der JVA Bielefeld. Pit Scherzl, Sprecher 
der (IvI), ist dort als Zeuge vorgeladen. 

Nadine wird von der JVA Bielefeld un- 
terstellt, sie habe versucht, den Anstalts- 
kaufmann Kuefelkamp um 20 Briefmarken 
zu erleichtern, obwohl damals Nadine so- 
fort durchsucht und die Zelle gefilzt und 
keine Briefmarken gefunden wurden. 

Pit machte mit diesem Kaufmann, als er 
in Bielfeld weggesperrt war, ebenfalls 
schlechte Erfahrung: „Mich hat diese Kauf- 
mannstype mehrfach zu bescheißen ver- 
sucht. Mal um 135 Stück, dann um 60, die 
fehlten. Und wegen 8 Cent, um die er mich 
nachweislich bescheißen wollte, musste ich 
einen Anwalt einschalten. Erst dann hat er 
gezahlt und zudem die fette Rechnung des 
Anwalts.“ 

Die Interessenvertretung Inhaftierter ver- 
mutet, da nicht der Kaufmann, sondern der 
Anstaltsleiter die Anzeige gestellt hat, ist es 
das Ziel, Nadine zu kriminalisieren. Ihr ist 
damals gesagt worden, falls es zu einer neu- 
en Verurteilung käme, für sie wegen er- 
neuter „Straftat, Unbelehrbarkeit und Ge- 
fahr für die Allgemeinheit“ gegebenenfalls 
die nachträgliche Sicherungsverwahrung 
in Betracht käme. 

Als Opfer sexueller Gewalt seitens eines 
JVA-Bediensteten vor einigen Jahren in der 
JVA Ossendorf in Köln kämpfte sie gegen 
die Vertuschung und Verschleierung an. Sie 
bekam vor Gericht Recht und der JVA Be- 
dienstete wurde verurteilt. Dies machte Na- 
dine anstaltsübergreifend zu einer ‚persona 
non grata‘ im Vollzug - denn sie hatte ge- 
gen einen Schließer ausgesagt und da griff 
der ‚Korpsgeist' der totalen Institution 
Knast. 

Nadine setzt sich während ihrer Haft im- 
mer wieder auch für Mitgefangene ein und 
macht die alltäglichen Demütigungen, 
Rechtsbeugungen, kleinen und großen 
Ekelhaftigkeiten des Strafvollzugs öffent- 
lich. Ihr Engagement und Widerstand ge- 
gen die herrschenden Verhältnisse beant- 
wortet der Vollzug mit immer wiederkeh- 
renden Schikanen und psychischem Terror. 
Ein Ende ist nicht abzusehen. In diesem Jahr 
verschärfte sich ihre Situation zunehmend, 


sie wurde ungeheuren schikanösen Be- 
handlungen, bis hin zur Isolierung, ausge- 
setzt. Dies war Ausgangspunkt für einen 
einwöchigen Hungerprotest von über 500 
Gefangenen in der BRD und im europäi- 
schen Ausland. Dieser war Nadine gewid- 
met, sollte aber generell auf die mannig- 
faltigen unerträglichen Zustände in bun- 
desdeutschen Haftanstalten hinweisen. 

Nun droht Nadine mit dem fadenscheini- 
gen Prozess eine neuerliche und extreme 
psychische Belastung. Bei Verurteilung 
schwebt im schlimmsten Fall gar das Da- 
moklesschwert der nachträglichen Siche- 
rungsverwahrung (SV) über ihr. Dieses Ge- 
setz, von den Nazis in die deutsche Rechts- 
sprechung aufgenommen, wurde 2002 
nochmals verschärft und kann nachträg- 
lich verhängt werden. Ganz offensichtlich 
dient dieses als Abschreckungsinstrument 
gegen widerständige Gefangene. Davon 
sind ebenso andere beteiligte Gefangene 
des Hungerprotests betroffen. Es laufen 
mehrere Klagen wegen Meuterei unter an- 
derem gegen Inhaftierte in der JVA Sehn- 
de. 

Mit dem Hungerprotest in der ersten Au- 
gustwoche haben die Gefangenen ein Sig- 
nal gesetzt. Und immerhin verhallte es nicht 
ganz ungehört. Es ist wichtig, dass nun 
nach dieser Woche das Thema nicht ein- 
fach abgehakt wird, sondern dass mehr 
Menschen auch weiterhin am Ball bleiben. 
Wer immer gegen Repression und Zwangs- 
verhältnisse draußen kämpft, kann nicht 
die Augen vor den Verhältnissen hinter den 
Mauern verschließen! Eine Bewegung, für 
die Solidarität nicht nur eine Phrase ist, 
zeigt sich im Umgang mit dem Thema von 
Knast und Strafe, im solidarischen Umgang 
mit den Gefangenen! Daher sind möglichst 
viele Leute aufgerufen, in dem Prozess ge- 
gen Nadine eine kritische Öffentlichkeit 
herzustellen. Kommt nach Bielefeld, macht 
Aktionen, informiert darüber und lasst uns 
versuchen, die Mauern zu überwinden! 

Solidarität ist unsere Waffe - Kein Knast 
steht ewig! 

Netzwerk Freiheit für alle politische Ge- 
fangene, Hamburg 
Autonomes Knastprojekt, Köln 
Redaktion des Mauerfalls, Morbach 


Reaktionen auf den Hungerprotest 


von über 500 Gefangenen 

Kurz nach Fertigstellung des Mauerfalls 
Nummer 12 erreichte mich ein Brief von 
Nadine. Hier zusammengefasst ihre letzten 
Informationen nach der Protestwoche. 
JVA Sehnde: Alle Hungerstreikenden aus 
der JVA Sehnde haben ein Disziplinarver- 
fahren angehangen bekommen, vier Wo- 
chen Einschluss des AL und ein Verfahren 
wegen Meuterei! 

Öffentlichkeit: Von meinem Rechtsanwalt 
aus Bonn erfuhr ich, dass sich viele Jour- 
nalisten wegen des Hungerprotestes bei ihm 
gemeldet hatten. Er sagte mir, dass er sich 
sehr bedeckt hält, da er erst mit mir reden 


möchte, damit wir gemeinsam eine Er- 
klärung verfassen, um diese dann an alle 
herauszugeben. 

Wir haben alle gemeinsam sehr viel be- 

wegt und sehr stark die Öffentlichkeit 
wachgerüttelt. Damit hatte ich ehrlich ge- 
sagt überhaupt nicht gerechnet. Ich finde 
das sehr gut! 
Persönliche und allgemeine Situation: Hier 
läuft nach wie vor nichts - gar nichts rund. 
Meine nicht ankommende Post wird immer 
mehr. Die hiesige JVA ruft in anderen JVAs 
an, damit, mich sehr aufbauende, Kontak- 
te kaputt gehen. Das, was die sich hier her- 
ausnehmen, wird stets dreister. 

Ich habe auch von anderen Gefangenen 
extrem schockierende Vorfälle berichtet be- 
kommen. So von einer Gefangenen, die lan- 
ge in der JVA Willich saß und nun nach 
Bremen verlegt worden ist. Auch bei Mit- 
gefangenen hier in Bielefeld häufen sich die 
Fälle von schikanösen Behandlungen. 

Was meine Verlegung angeht, so stellt 
sich die Situation immer absurder dar. Es 
gibt ständig widersprüchliche Aussagen 
von allen Seiten. Ich glaube, dass die hier 
gar nicht wissen, was sie tun! 

Die Interviewanfrage läuft, sobald mir 
mein Rechtsanwalt hier aus Bielefeld den 
Termin für das Interview mitteilt, und ich 
weiß, wann es ausgestrahlt wird, gebe ich 
Bescheid. 

Bis dahin solidarische Grüße an Alle und 
vielen Dank für Eure Unterstützung! 
Nadine. 


Landgericht Görlitz 


Totaler Kriegsdienst- 
verweigerer zu Geld- 
strafe verurteilt 


Das Landgericht Görlitz hat den Totalen 
Kriegsdienstverweigerer Andreas Reuter 
(Zittau) zu einer Geldstrafe von 60 Tages- 
sätzen (ä 20,- EUR) verurteilt. Damit hat es 
die zunächst gegen den Totalverweigerer 
eingelegte Berufung der Staatsanwalt- 
schaft inhaltlich verworfen und das Urteil 
des AG Zittau (2 Monate Freiheitsstrafe auf 
Bewährung) leicht zugunsten des Ange- 
klagten abgeändert. Allerdings hat es die 
Berufung der Staatsanwaltschaft nicht als 
unzulässig verworfen - was das eigentliche 
Ziel der Verteidigung war. 

Wie abzusehen war, fand die Verhand- 
lung in einer deutlich ruhigeren Atmos- 
phäre statt als noch am Amtsgericht Zittau. 
Unter dem Andrang von über 80 Zu- 
schauerlnnen - und ohne einen martiali- 
schen Polizeiauftritt wie in Zittau - konnte 
Andreas diesmal seine Einlassung verlesen, 
in der er darlegte, inwiefern der Zivildienst 
als Wehrpflichterfüllung in die Planungen 
zur so genannten „Gesamtverteidigung“ 
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eingebunden ist. 

Staatsanwalt Ebert erklärte, dass er nicht 
verstehen könne, was denn am „konkreten 
Zivildienst“, den Andreas hätte ableisten 
sollen, auszusetzen sei; schließlich sei 
„nicht erkennbar“, dass Andreas „2005 
Streitkräfte unterstützt hätte“ Hatte die 
Staatsanwaltschaft bisher zur Aufrechter- 
haltung ihrer Sperrberufung - mit der sie 
die Revision des Angeklagten gegen die 
schier unglaublichen Vorgänge am AG Zit- 
tau verhinderte - offiziell eine höhere Stra- 
fe anvisiert, beantragte Ebert jetzt eine 
Abänderung des Urteils von bisher zwei 
Monaten Bewährungsstrafe auf nunmehr 
60 Tagessätze. Damit folgte die Staatsan- 
waltschaft einem der Revisionsvorbringen 
der Verteidigung, dass nämlich eine kurze 
Freiheitsstrafe in Fällen wie dem vorlie- 
genden unzulässig sei. 

Die Verteidigung führte anschließend 
aus, dass das Rechtsmittel der Staatsan- 
waltschaft als unzulässig zu verwerfen sei. 
Im vorliegenden Fall handele sich es nicht 
nur um eine so genannte „Sperrberufung“, 
bei der die Verteidigung lediglich wisse oder 
ahne, dass es der Staatsanwaltschaftnurum 
die Verhinderung der Revision gehe, son- 
dern die Staatsanwaltschaft hat hierzu 
selbst entsprechende Beweise vorgelegt (et- 
wa die ausdrückliche Weigerung der Beru- 
fungsrücknahme durch den Leitenden 
Oberstaatsanwalt Uebele, obwohl dieser 
einräumte, weder das Berufungsvorbringen 
seiner Staatsanwaltschaft noch das Revisi- 
onsvorbringen der Verteidigung auch nur 
zu kennen). Nach dem Antrag der Staats- 
anwaltschaft in der Hauptverhandlung ver- 
folge diese nicht einmal mehr offiziell das 
Ziel einer höheren Bestrafung; damit könn- 
te sie sich insofern der Revision des Ange- 
klagten anschließen - sie tue das aber im- 
mer noch nicht, um das weitergehende Re- 
visionsvorbringen des Angeklagten (die 
zahlreichen Verfahrensrügen aufgrund des 
Verhaltens des Richter Ronsdorf in Zittau) 
keiner gerichtlichen Überprüfung zuzu- 
führen. 

Daneben setzte die Verteidigung ausein- 
ander, dass unabhängig von dieser verfah- 
rensrechtlichen Frage sich eine Verurtei- 
lung vor dem Hintergrund der im Grund- 
gesetz postulierten Gewissensfreiheit ver- 
biete. Auch gehe die Frage des Staatsan- 
walts nach der „konkreten Tätigkeit“ im Zi- 
vildienst fehl, da es auch nicht etwa das 
„konkrete Robben im Schlamm“ sei, gegen 
das Gewissensgründe vorgebracht werden 
müssten, um als so genannter Kriegs- 
dienstverweigerer anerkannt zu werden. 
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Das Gericht folgte schließlich dem An- 
trag des Staatsanwalts und änderte das Ur- 
teil des Amtsgerichts in 60 Tagessätze ab. 
Richter Böcker sah sich außerstande, die Be- 
rufung der Staatsanwaltschaft als unzuläs- 
sig zu verwerfen; die „Richtlinien für das 
Straf- und Bußgeldverfahren“ seien für 
Staatsanwälte nicht bindend, daher könne 
das Gericht hier auch nicht die „Korrekt- 
heit“ der Berufungseinlegung überprüfen; 
dies ist etwa so wahr wie falsch - grundsätz- 
lich sind die RiStBV durchaus bindend, im 
(begründeten) Einzelfall kann von diesen 
aber abgewichen werden. Vorliegend han- 
delte es sich jedoch, und gerade daraufhin 
hatte die Verteidigung zuvor hingewiesen, 
um eine rechtsmissbräuchliche Berufung, 
denn das Ziel war ausschließlich die Ver- 
hinderung der Revisionsdurchführung. Die 
Verteidigung hatte zu diesen Grundsätzen 
auch entsprechend Nachweise in der Recht- 
sprechung vorgelegt - nur einen Fall, in 
dem die Berufung der Staatsanwaltschaft 
als unzulässig verworfen wurde, gab es in 
dieser exakten Konstellation noch nicht. 

Und so stand dann auch das wohl ehr- 
lichste Statement in diesem Verfahren für 
den wirklichen Grund, hier nicht eingrei- 
fend tätig zu werden: „Ich möchte kein ju- 
ristisches Neuland betreten“, so der Vorsit- 
zende Richter am Landgericht, Böcker. Das 
ist doch mal ein Argument ... 

Von TKDV-Initiativen Dresden, Frankfurt 


Rezension 


„ .„..Weil er für die 
Allgemeinheit ge- 
fährlich ist!" 


von Thomas Meyer-Falk, zu Zeit JVA, 
Schönbornstrasse 32, 76646 Bruchsal 


Vor über 7 Jahren ließ Kanzler Schröder via 
Bild am Sonntag seine Vorstellung vom 
Umgang mit Gefangenen verbreiten: 
„Wegschließen und zwar für immer!“ Auch 
wenn er diese Aussage konkret auf thera- 
pieresitente Kinderschänder bezog, so hat- 
te sie doch programmatische Qualität für 
die Kriminalpolitik der SPD/GRÜNEN-Bun- 
desregierung. 

Hier soll nun auf den schon 2006 er- 
schienen Band 39 der NOMOS-Reihe „In- 
terdiszplinäre Studien zu Recht und Staat“ 
hingewiesen werden. 


Einzelpreis : 1,55 Euro. Ein Jahresabonnement kostet 
29,90 Euro (Förderabonnement 33,20 Euro), Buchläden, 
Infoläden und sonstige Weiterverkäufer erhalten bei Be- 
stellung ab 3 Stück 30 % Rabatt. Bei Bestellung erhal- 
ten Sie eine Rechnung bzw. ein Formular für eine Ein- 
zugsvollmacht, die Sie uns bitte zurückschicken. Ver- 
lagskonto: Postbank Hamburg, BLZ 200 100 20, Konto- 
nummer: 25265-201. Gesamtherstellung: GNN Gesell- 
schaft für Nachrichtenerfassung und Nachrichtenver- 


Das Buch mit dem Titel: „...weil er für die 
Allgemeinheit gefährlich ist!“ enthält 20 
Aufsätze bzw. Vorträge, welche 2005 im 
Rahmen einer Tagung der Universität Bie- 
lefeld gehalten wurden. 

Wer sich als Gefangener mit kriminal- 
prognostischen Gutachten konfrontiert 
sieht, oder wer sich, ob in Haft oder Frei- 
heit für das Konzept der Willenfreiheit im 
Strafreicht ineressiert, kommt an diesem 
Buch im Grunde nicht vorbei. 

Renomiere Autorinnen und Autoren aus 
der Praxis referieren den aktuellen Stand 
der Forschung und Rechtsprechung. 

Zu Wort kommen u.a. Prof.Dr.Kinzig, 
Dr.Polahne und Prof. Roth ebenso, wie 
Richter am BGH Boetticher und Richter am 
OLG Leygraf. Letzterer weist kritisch auf die 
mitunter erschreckende Unkenntnis der 
strafvollzugstreckungsgerichtlichen In- 
stanz bei den Landgerichten hin. So hatte 
sein Senat eine Woche vor der Tagung in 
einem Fall eines Sicherungsverwahrten zu 
entscheiden, der über 10 Jahre in Verwah- 
rung saß. Das Landgericht hatte es weder 
für nötig erachtet dem Verwahrten ein An- 
walt zur Seite zu stellen, noch ein Gutachen 
einzuholen. 

Kinzig weist in einem Vortrag daraufhin, 
dass die Zahlen der Sicherungsverwahrten 
ebenso steigen, wie die Zahlen derer eben- 
so steigen, wie die Zahl derer die bis zu 
ihrem Tode in Haft bleiben, also im Ge- 
fängnis sterben. Und er stellte Ergebnisse 
einer Untersuchung über aus der Haft ent- 
lassene Sicherungsverwahrte vor: in der 
von ihm untersuchten Gruppe von 109 ent- 
lassennen Verwahrten wurden 9,2 % (d.h. 
10 Personen) innerhalb der letzten 10 Jah- 
re zu einer Freiheitsstrafe ohne Bewährung 
verurteilt. 61 Ex-Verwahrte kamen gar 
nicht mehr in Konflikt mit der Justiz! 

Problematisiert werden ausführlich die 
Anforderungen an die Qualifikation von 
Prognosegutachtern, bzw. die Qualität ih- 
rer Expertisen. Hier findet nicht nur der in- 
teressierte Gefangene, sondern auch der 
Anwalt wertvolle Hinweise. Abgerundet 
wird der Band durch spannende Beiträge 
zur Frage des „freien Willens des Straftä- 
ters“. 

Bibliografische Angaben: 

Stephan Barton (Hrsg.) , „... weil er für die 
Allgemeinheit gefährlich ist! „ 

Nomos Verlagsgesellschaft, ISBN 3-8329- 
2029-6 

Preis: 79,— Euro 
www.freedom-for-thomas.de, 

BLOG: www.freedomforthomas.word- 
press.com 


www.political-prisoners.net 
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